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Jahressitzung des Rates der Gouverneure 
Erklärung (des Präsidenten der EIB, Sir Brian Unwin 

Der vom Rot der Gouverneure der EIB gefaßte Beschluß zur Aufstockung des 
Kapitals der Bank auf 100 Milliarden ECU verstärkt die Kapazität der Bank für die 
Bewältigung der Herausforderungen, denen sicfi Europa zu Beginn des näcfisten 
Jafirtausends mit der Vollendung der Wirtscfiafts- und Wäfirungsunion, der 
Einführung des Euro und der Erv/eiterung der Union ausgesetzt sieht. Die 
Gouverneure der Bank befürworteten ferner Leitlinien für einen neuen strategischen 
Rahmen. 

Nachfolgend ist die Erklärung wiedergegeben, die Sir Brian Unwin, Präsident der 
EIB und ihres Verwaltungsrats, anläßlich der Jahressitzung der Gouverneure abge­
geben hat: 
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I B „ Ich freue mich ganz besanders, Sie 

zu dieser 4 0 . Jphressitzung der 

Gouverneure der Bank begrüßen zu 

dürfen. Es ist d ie erste, die in diesem 

G e b ä u d e stattfindet und die sechste in 

meiner Amtszeit als Präsident. W i e es 

sich für eine Jahressitzung im 4 0 . Jahr 

geziemt, umfaßt die Tagesordnung einige 

Punkte, die von großer Bedeutung für 

die Zukunft der Bank sind. Ich habe 

veranlaßt, daß wir nach deren 

Behandlung den Jahrestag in ange­

messener We ise begehen, bevor Sie sich 

wicht igen Angelegenhei ten im Rat Wir t ­

schaft und Finanzen zuwenden . 

W i e in den vorangegangenen Jahren 

möchte ich hier nicht wiederholen, was Sie 

dem Jahresbericht 1 9 9 7 der Bank entneh­

men können, der, wenngleich wir beabsich­

tigen, seine äußere Form und seinen Inhalt 

weiter zu verbessern, das wichtigste 

Referenz- und Nachweisdokument ist. Ich 

möchte Sie jedoch auf einige wichtige 

Merkmale der Tätigkeit der Bank im Jahr 

1 9 9 7 aufmerksam machen und mich 

Jahressitzung des Rates der Gouverneure 1 
Die Gouverneure aer EIB beglückwünsciiten 
die Bank zu den Fortschritten, die sie mit 
ihrem Amsterdam Sonderai<tionsprogramm 
zur Förderung der Beschäftigung erzielt hat, 
sowie zu dem Anstieg der Finanzierungen 
für die Vorbereitung auf den Übergang zur 
WWU und die umfangreichen Vor-Beitritts-
Investitionen in Mittel- und Osteuropa. 

Kapitalerhöhung und strategischer 
Rahmen 8 

Generalversammlung des Europäischen 
Investitionsfonds 14 
26 Garantieoperationen zugunsten von TEN 
und stärkere Unterstützung von KMU 

EIB führt Anleihe-Umtauschangebots-
Programm zur Vorbereitung auf 
den Euro durch 16 
Ausstehende Anleiheverbindlichkeiten der 
EIB in ECU und in den Währungen der an 
der WWU teilnehmenden Länder im 
Gegenv/ert von insgesamt etwa 51 Mrd Euro 
kommen für das Programm in Betracht. 

Rat der Gouverneure und Direktorium der EIB 
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anschließend den wichtigen Vorschlägen 
für die Zukunft zuwenden. 

TÄTIGKEIT DER BANK IM JAHR 1 997 

Wie die Gesamtzahlen zeigen, war das 
Jahr wiederum von einer anhaltend erfolg­
reichen Tätigkeit der Bank in einer europäi­
schen Wirtschaft geprägt, die in letzter Zeit 
Anzeichen einer konjunkturellen Belebung 
erkennen ließ, wenngleich dies noch keine 
deutlich sichtbaren Auswirkungen auf die 
Arbeitslosigkeit auf europäischer Ebene hat. 
Die unterzeichneten Finanzierungsverträge 
der Bank beliefen sich auf über 26 Mrd 
ECU, während sich die Auszahlungen 
gegenüber dem Vorjahr um mehr als 
15% auf etwa 23,5 Mrd ECU erhöhten. 
Diese starke Zunahme spiegelt in hohem 
Maße die verstärkte Tätigkeit im Rahmen 
des Amsterdam Sonderaktionsprogramms 
(ASAP) wider, auf das ich noch eingehen 
werde. 

Für die Finanzierung der Darlehen der Bank 
hoben wir 156 Anleihen im Gegenwert von 
23 Mrd ECU in 21 verschiedenen Wäh­
rungen begeben, wobei auf Währungen 
der Europäischen Union drei Viertel des 
Gesamtbetrags entfielen. In der jährlichen 
Eurobond-Umfrage wurde die Bank zum 
herausragenden supranationalen Emittenten 
des Jahres gewählt. 

FINANZIERUNGEN IN DER 
EUROPAISCHEN UNION 

Wir sind die „Hausbank" der Europäischen 
Union, und fast 90% unserer Finan­
zierungen werden in den Mitgliedstaaten 
vergeben. Unsere varrangige Aufgabe 
besteht darin, die Regionalentwicklung zu 
fördern, und infolgedessen kamen mehr als 
zwei Drittel der Ausleihungen in der 
Europäischen Union - ein Rekordbetrag 
von 14,5 Mrd ECU - Fördergebieten 
zugute, unter denen sich auch erstmals die 
arktische Region befand. Wenngleich es 
einen gewissen Rückgang bei den Finan­
zierungen in Ziei-1-Gebieten gab, worin 
sich die niedrigeren öffentlichen Ausgaben 
und Investitionen in den Kohäsionsländern 
sowie der Abschluß einiger großer Vor­
haben in den ostdeutschen Ländern wider­
spiegelte, gab es eine deutliche Zunahme 
bei den Finanzierungen zugunsten der 
Regionalentwicklung in Belgien, Finnland, 
Schweden und im Vereinigten Königreich. 

Die Bank hat auch weiterhin Investitionen 
unterstützt, die andere vorrangige Bereiche 
der Politik der Europäischen Union betrafen. 
So wurden erhebliche Beträge für die trans­
europäischen Netze (TEN) zur Verfügung 

Die EIB trägt dazu bei, öffentlich-private 

Partnerschaften für Infrastrukturvorhaben 

wie die Autobahn Patras-Athen-Thessaloniki 

zu strukturieren und zu finanzieren 

gestellt, womit sich die TEN-Finanzierungen 
der Bank in den letzten fünf Jahren auf mehr 
als 40 Mrd ECU erhöhten, sowie außerdem 
für den Umweltschutz (wo die Finanzie­
rungen um ein Viertel auf über 7 Mrd ECU 
zunahmen), für Energievorhaben, die In­
dustrie und KMU. Wir haben besonderes 
Gewicht darauf gelegt, zur Strukturierung 
und Finanzierung öffentlich-privater Partner­
schaften beizutragen, speziell auf dem 
Gebiet der Verkehrsinfrastruktur. So verfü­
gen wir in diesem Bereich inzwischen über 
besondere Fachkenntnisse und würden 
diese gern für geeignete Projekte in sämtli­
chen Mitgliedstaaten zur Verfügung stellen. 

Mehr als 60% unserer Finanzierungen 
erfolgten unter Einschaltung von Geschäfts­
banken oder anderen Finanzinstitutionen 
bzw. mit deren Bürgschaft, was erneut das 
große Vertrauen der Bank in die Zu­
sammenarbeit mit dem Bankensektor unter 
Beweis stellt. 

Der größte Teil unserer Finanzierungen in 
der Europäischen Union war dafür be­
stimmt, die Investitionstätigkeit in vorrangi­
gen Sektoren in einer Zeit abgeschwächter 
Wirtschaftstätigkeit aufrechtzuerhalten, in 
der trotz rückläufiger Zinssätze die öffentli­
chen Investitionen auf niedrigem Niveau 
verharrten und das Vertrauen gegen Ende 
des Jahres durch die Ereignisse in 
Südostasien erschüttert wurde. Gleichzeitig 
bewies die Bank jedoch ihr Anpassungs­
vermögen und ihre Fähigkeit, rasch zu rea­
gieren, indem sie z.B. ein beträchtliches 

Hilfspaket in Farm vpn Zuschüssen und 
Darlehen für die erdbebengeschädigten 
Gebiete in Italien sowie für den Wieder­
aufbau der von den Überschwemmungen 
im letzten Sommer betroffenen Gebiete in 
Deutschland, Polen und der Tschechischen 
Republik bereitstellte, was von den betref­
fenden Regierungen in hohem Maße aner­
kannt wurde. Var kurzem haben wir Italien 
eine weitere Safprthilfe gewährt, die dazu 
beitragen soll, die durch die Überschwem­
mungen in der Region Kompanien entstan­
denen Schäden zu beheben, und wir prüfen 
zusammen mit den italienischen Behörden, 
wie mit Finanzierungsmitteln der Bank ein 
Beitrag zu längerfristigen Schutzmaßnah­
men geleistet werden kann. 

Um dazu beizutragen, das Vertrauen der 
Wirtschaft in den Friedensprozeß wieder­
herzustellen, haben wir mit Unterstützung 
der Kommission sowie der britischen und 
der irischen Regierung außerdem Spezial-
darlehen für KMU in Nordirland und in der 
Irischen Republik zur Verfügung gestellt. 

FINANZIERUNGEN AUSSERHALB DER 
EUROPÄISCHEN UNION 

Die Bank hat 1997 die Unterstützung der 
Entwicklungspolitik der Europäischen Union 
für Drittländer fortgesetzt. Die Finanzie­
rungen im Rahmen der von der Bank akzep­
tierten Mandate beliefen sich im vergange­
nen Jahr auf 3,2 Mrd ECU, das waren 40% 
mehr als im Vorjahr. Darin spiegelten sich 
die intensiven Vorbereitungsarbeiten der 
Bank wider, die der förmlichen Geneh­
migung der neuen Finanzierungsmandafe 
durch Sie im Juli letzten Jahres voraus­
gingen. 

Die Ausleihungen im Mittelmeerraum im 
Rahmen der Partnerschaft Europa-Mittelmeer 
erhöhten sich auf einen Rekordbetrag von 
1,1 Mrd ECU, während die Finanzierungen 
in Asien und Lateinamerika fast 400 Mio 
ECU erreichten, wobei der größte Teil für 
Projekte von besonderem europäischen 
Interesse bestimmt war. Mit nahezu 200 
Mio ECU haben wir das erste EIB-Finanzie-
rungsmandat für Südafrika abgeschlossen. 
Die Darlehen in den AKP-Staaten Afrikas, 
der Karibik und des Pazifik im Rahmen des 
Abkommens von Lome beliefen sich nur auf 
60 Mio ECU, was jedoch auf die anhalten­
de Verzögerung der Ratifizierung des 
Zweiten Finanzprotokolls zum Vierten Ab­
kommen von Lome durch die Mitglied­
staaten zurückzuführen war. Nachdem die 
Ratifizierung inzwischen erfolgt ist, werden 
die Darlehensunterzeichnungen in diesen 
Ländern auf der Basis unserer Vorbereitungs­
arbeiten und vom Verwaltungsrat bereits 
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genehmigter, in Vorbereitung befindlicher 
Projekte wiederaufgenommen werden. 

Die zunehmend umfangreichere Finanzie­
rungstätigkeit der Bank in Mittel- und 
Osteuropa im Rahmen der laufenden und 
der erneuerten Mandate erreichte im ver­
gangenen Jahr einen Rekordbetrag von 1,5 
Mrd ECU. Ich werde gleich im Zusammen­
hang mit der Vor-Beitritts-Fozilität noch aus­
führlicher darauf zu sprechen kommen. 

Was die Risikoteilung betrifft - das neue 
Merkmal der erneuerten Mandate - , so 
machen wir gute Fortschritte. Es ist noch zu 
früh, definitive Schlußfolgerungen zu zie­
hen, ich hoffe jedoch, daß wir das 
Gesamtziel von 25% für den Anteil der 
Bank am kommerziellen Risiko erreichen 
werden, wenngleich, wie ich seinerzeit 
bereits warnend angemerkt habe, es nicht 
möglich sein wird, dies auf der Basis der 
einzelnen Mandate zu erreichen. 

WICHTIGSTE ENTWICKLUNGEN IM 
JAHR 1997 

So viel zum Gesamtbild des Jahres 1997. 
Damit wird jedoch nicht dem Engagement 
der Bank zugunsten ihrer zwei wichtigsten 
strategischen Ziele des letzten Jahres 
Rechnung getragen, die für uns absolut vor­
rangig bleiben. 

In meiner Erklärung vom vergangenen Jahr 
habe ich Ihnen gesagt, daß die zwei wich­
tigsten Herausforderungen für die Bank im 
Jahr 1997 und auf mittlere Sicht die 
Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) 
und die Erweiterung seien. Ich hoffe, daß 
Sie darin mit mir übereinstimmen, daß die 
Bank sich diesen Herausforderungen rasch 
und tatkräftig gestellt hat. 

WIRTSCHAFTS- UND 
WÄHRUNGSUNION (WWU) 

Die Bank hat im Zusammenhang mit der 
WWU zwei wichtige Aufgaben zu erfüllen. 
Die erste besteht darin, als Darlehensgeber 
dazu beizutragen, die Übergangsphase 
durch die Finanzierung von Investitionen zu 
unterstützen, die das Wirtschaftswachstum 
und die Konvergenz fördern. Wenngleich 
gewisse Fortschritte erzielt wurden, verläuft 
der Konvergenzprozeß zwischen reicheren 
und ärmeren Ländern der Union langsam, 
und in einzelnen Fällen haben sich die 
Unterschiede zwischen den Regionen sogar 
noch vergrößert. Kurzfristig könnten sich in 
Anbetracht anhaltender Haushaltsbeschrän­
kungen und der zur Agenda 2000 und 
dem finanziellen Rahmen noch zu treffen­
den schwierigen Entscheidungen die 

Belastungen für einige der schwächeren 
Regionen weiter verstärken, und die Bank 
könnte eine noch wichtigere Rolle bei der 
Unterstützung von Investitionen insbesonde­
re in den wirtschaftsschwächsten Regionen 
zu spielen haben, solange nicht private 
Investitionen die Lücke füllen können und 
die Kapitalmärkte weiter entwickelt sind. 

Die zweite wichtige Aufgabe für die Bank 
als größter multinationaler Emittent besteht 
in der Unterstützung, die sie dem Euro 
durch ihre Operationen auf den Kapital­
märkten geben kann. Ich werde diese bei­
den Aufgaben kurz erläutern. 

AMSTERDAM SONDERAKTIONS­
PROGRAMM (ASAP) 

Auf der Darlehensseite wurde die Unter­
stützung der WWU durch die Bank im ver­
gangenen Jahr durch dos Amsterdam 
Sonderaktionsprogramm (ASAF) verstärkt. 
Mit dessen Entstehungsgeschichte sind Sie 
vertraut. Die Bank war vom Europäischen 
Rat Amsterdam im vergangenen Juni aufge­
fordert worden, die Wachstums- und 
Beschäftigungsinitiative zu unterstützen; der 
Verwaltungsrat genehmigte vor Ende Juli 
Vorschläge des Direktoriums, denen Sie als 
Gouverneure im August zugestimmt haben. 
Mit den ASAP-Finanzierungen wurde im 
Frühherbst begonnen, so daß ich bei der 
Vorstellung der Initiative anläßlich des 
Luxemburger Beschäftigungsgipfels über die 
bereits laufende Tätigkeit und nicht nur über 
Pläne auf dem Reißbrett berichten konnte. 

Das ASAP umfaßt drei Hauptelemente - die 
KMU-Fazilität, die Unterstützung für die 
Bereiche Bildung und Gesundheit und eine 
Ausweitung unserer Finanzierungen für 
TEN, Infrastrukturnetze, Umweltschutz und 
städtische Umwelt. 

Die KMU-Fazilität, deren Schwerpunkt auf 
Kapital- und Quasikapitalfinanzierungen für 
wachstumsorientierte und innovative KMU 
liegt, ist wahrscheinlich der wichtigste Teil 
des Programms. Abgesehen vom Vereinig­
ten Königreich ist der Markt für Wagnis­
kapital in der Euorpäischen Union, das von 
so entscheidender Bedeutung für das künfti­
ge Wachstum und die Arbeitsplätze ist, 
weitgehend unterentwickelt, und in einigen 
Ländern ist er quasi inexistent. Die Bank 
kann nicht nur dazu beitragen, bestehende 
Märkte zu erweitern, sondern kann in 
Zusammenarbeit mit dem Europäischen 
Investitionsfonds (EIF) eine Pionierrolle auf 
anderen Märkten spielen. 

Im November vergangenen Jahres wurde 
die Europäische Technologiefazilität mit 
einem Umfang von 1 25 Mio ECU geschaf­
fen, die vom EIF verwaltet wird, der bereits 
Mittel in vier spezialisierten Wagniskapital­
fonds angelegt hat. Direkte EIB-Finanzierun-
gen in Partnerschaft mit geeigneten Finanzin­
stitutionen wurden in sieben Mitgliedstaaten 
genehmigt - in Italien, Spanien, Frankreich, 
Luxemburg, im Vereinigten Königreich, in 
Deutschland und Partugal -, und ihre Zahl 
dürfte sich bis Ende Juli auf 1 1 erhöhen. Bis 
zum Sommer könnten sich die gesamten 
Genehmigungen der Bank und des Fonds im 
Rahmen dieser Fazilitöt auf deutlich mehr als 
400 Mio ECU belaufen - was gemessen am 
derzeitigen europäischen Wagniskapital­
markt ein sehr hoher Betrag ist. Wir werden 
diesen ASAP-Bereich besonders vorantrei­
ben, und ich hoffe, daß Sie im Laufe dieses 
Vormittags der Zuweisung weiterer 300 Mio 
ECU aus der 1 Mrd ECU zustimmen werden, 
die aus den Überschüssen der Bank für das 
ASAP-Programm reserviert ist. 

Was das übrige ASAP betrifft, so hat der 
Verv/oltungsrot seit Juli letzten Jahres Dar-

I 

Die KMU-Fazilität des ASAP ist speziell auf Kapital- und Quasikapitalfinanzierungen für 

v^achstumsorientierte und innovative KMU ausgerichtet 
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Im Rahmen des ASAP hat die Bank ihre Finanzierungen auf die Bereiche Bildung und 
Gesundheit ausgeweitet 

lehen von über 2 Mrd ECU für Vorhaben in 
den Bereichen Bildung und Gesundheit 
genehmigt, und weitere Projekte befinden 
sich in Vorbereitung. Wir hoben uns auf 
Projekte von besonderer Bedeutung für die 
Regionalentwicklung konzentriert. Außer­
dem wurden im vergangenen Jahr in den 
anderen in der Amsterdamer Entschließung 
speziell erwähnten Sektoren, die ich schon 
genannt habe (TEN, Infrastrukturnetze usw.) 
und in denen die Bank bereits tätig war, 
Darlehen von mehr als 15,5 Mrd ECU 
genehmigt (was eine beträchtliche Zu­
nahme gegenüber dem Vorjahr ist), 
während in diesem Jahr bereits mehr als 
4 Mrd ECU unterzeichnet wurden. 

Kurz gesagt, nimmt die Tätigkeit im Rahmen 
sämtlicher ASAP-Teilbereiche an Tempo zu. 
Dies geschieht in sehr enger Partnerschaft 
mit der Finanzgemeinschaft, nicht nur, was 
die neue KMU-Fazilität betrifft, sondern 
auch durch spezielle Globaldarlehensfinan­
zierungen in den Bereichen Bildung, 
Gesundheit, Umweltschutz und Stadter­
neuerung. Es ist selbstverständlich sehr 
schwierig, die Auswirkungen all dieser 
Aktivitäten zu quantifizieren. Der Ubertra-
gungsvorgang von der EIB-Finonzierung für 
Investitionen bis zur Schaffung bzw. 
Sicherung von Arbeitsplätzen verteilt sich 
auf einen längeren Zeitraum und vollzieht 
sich auf vielerlei Weise. Bei Zugrunde­
legung herkömmlicher gesamtwirtschaftli­
cher Modelle für den Beschäftigungseffekt 
derartiger Investitionen rechnen wir damit, 
daß die bis jetzt geförderten Investitionen 
jährlich zur Schaffung bzw. Sicherung meh­
rerer 100 000 Arbeitsplätze führen. 

MITTELBESCHAFFUNGSSTRATEGIE FÜR 
DEN EURO 

Dies ist möglicherweise die direkteste Art, 
wie die Bank die WWU und die Einführung 

des Euro unterstützen kann. Unsere Stra­
tegie für den Euro besteht darin, einen 
umfangreichen, liquiden und stark diversifi-
zierten Markt für die neue Währung sofort 
zu Beginn der WWU im nächsten Januar 
zu schaffen. Wir haben dies den Märkten 
durch die erste auf Euro lautende Emission 
über 1,3 Mrd Anfang 1997 signalisiert, 
die von der internationalen Finanzpresse 
als „Eurobond des Jahres" begrüßt wurde. 
Darauf folgten Eurowandelanleihe-Emis­
sionen im Gegenwert von etwa 6 Mrd 
ECU, was mehr als einem Viertel unserer 
gesamten Mittelaufnahmen im Jahr 1997 
entspricht. Es handelt sich dabei um 
Referenzanleihen, die auf einzelstaatiiche 
Währungen lauten und noch 1 999 einem 
wachsenden Euro-Pool zugeführt werden 
sollen, womit die Märkte in die Lage ver­
setzt werden, eine künftige Renditekurve für 
Euro zu entwickeln. Wir haben 1998 mit 
der Begebung einer Globalemission über 2 
Mrd Euro in den Vereinigten Staaten und 
auf den internationalen Märkten - die 
dazu bestimmt war, speziell US-amerikani­
sche, asiatische und auch europäische 
Anleger anzuziehen - sowie die 
Begebung weiterer 6,9 Mrd ECU 
Eurowandelanleihen in diesem Jahr das 
Tempo beibehalten. Es besteht kein Zweifel 
daran, daß die Märkte den Beitrag der 
Bank zur Vertrauensbildung für den Euro 
und zur Erhöhung seiner Glaubwürdigkeit 
sehr geschätzt haben. 

- • - . • - . : A 

Ich muß hinzufügen, daß die Bank mit 
Zustimmung des Verwaltungsrats in der 
vergangenen Woche beschlossen hat, 
ein Anleiheverbindlichkeiten-Umtauschpro­
gramm in Höhe eines Betrages von maxi­
mal 1 7 Mrd ECU in die Wege zu leiten, 
das dem von der französischen Regierung 
vor einigen Wochen angekündigten Pro­
gramm entspricht, und im Rahmen dessen 
auf WWU-Währungen lautende ausstehen­

de Anleihen in Eurowandelanleihen umge­
tauscht werden. Der Zweck besteht darin, 
zunehmend weniger liquide Anleihen aus 
dem Markt zu nehmen, um die Liquidität 
der Eurowandelanleihen der EIB zu 
erhöhen und damit sowohl den Anlegern 
einen Dienst zu erweisen als auch die 
Kosten der eigenen künftigen Mittelauf­
nahmen der EIB zu verringern. 

ERWEITERUNG DER EU UND HILFE 
VOR DEM BEITRITT 

Ich habe die Aktivitäten der Bank in Mittel-
und Osteuropa bereits erwähnt. Bis zu die­
sem Jahr erfolgte die Darlehensvergabe in 
dieser Region nur auf der Grundlage spezi­
fischer Mandate und mit einer Garantie der 
Gemeinschaft. Inzwischen hoben wir je­
doch die neue Vor-Beitritts-Fozilität geschaf­
fen, aus der Mittel auf eigenes Risiko der 
Bank vergeben werden. Sie wird es der 
Bank zusammen mit den erneuerten Man­
daten ermöglichen, bis zum Beginn des 
Jahres 2000 in den beitrittswilligen 
Ländern Mittel- und Osteuropas sowie in 
Zypern Darlehen bis zu einem Ge­
samtbetrag von 7 Mrd ECU bereitzustellen. 

Der Investitionsbedarf in diesen Ländern -
insbesondere in den Bereichen Basis­
infrastruktur und Umwelt - ist gewaltig. Die 
Operationen der Bank, die eng mit den 
Zielsetzungen der Beitrittspartnerschaften 
abgestimmt sind, werden sich auf die 
Verkehrs- und Telekommunikationsinfra­
struktur und die Umwelt konzentrieren, um 
den betreffenden Ländern dabei zu helfen, 
das Niveau der Gemeinschaft zu errei-

Die Finanzierungen in Osteuropa betrafen 

weitgehend Infrastrukturvorhaben in den 

Bereichen Verkehr und Telekommunikation 
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chen. Wir werden besonders eng mit der 
Kommission und dem PHARE-Prpgramm 
zusammenarbeiten, um geeignete Gele­
genheiten für Kofinanzierungen zu nutzen, 
und werden auch mit der EBWE, der 
Weltbank und anderen Finanzinstitutionen 
kooperieren, soweit ihre Strategien mit den 
Zielsetzungen der Europäischen Union in 
Einklang stehen. 

Die Mittelvergabe auf der Grundlage des 
neuen Mandats und der Vor-Beitritts-
Fazilität entwickelt sich positiv. Im Rahmen 
der letzteren wurden bereits Darlehen über 
500 Mio ECU unterzeichnet, zu denen 1,7 
Mrd ECU im Rahmen des erneuerten 
Mandats hinzukommen. 

Es ist jedoch auch wichtig, die 
Beitrittsländer bei der Entwicklung ihrer 
eigenen Kapitalmärkte zu unterstützen, so 
daß sie selbst Mittel zu angemessenen 
Bedingungen aufnehmen können. Dies ist 
eine weitere unserer Zielsetzungen. In die­
sem Zusammenhang hat die Bank im ver­
gangenen Jahr ein mittelfristiges Notes-
Programm in ungarischen Forint gestartet. 

Die EIB unterstützt die Beitrittsländer bei der 

Entwicklung ihrer Kapitalmärkte 

auf dem Euromarkt eine auf DEM lautende 
Anleihe mit Indexbindung an den polni­
schen Zloty begeben und Mittel in tschechi­
schen Kronen aufgenommen. Daneben prü­
fen wir andere Möglichkeiten der 
Mittelbeschaffung, die den zusätzlichen 
Vorteil bieten, die Refinanzierung der 
Darlehen zu ermöglichen, die auf den 
Bedarf der Darlehensnehmer in ihren 
Landeswährungen zugeschnitten sind. 

Ich hoffe, Sie werden mir zustimmen, daß 
die Bank sich den beiden großen Heraus­
forderungen der W W U und der Er­
weiterung der EU tatkräftig und engagiert 
gestellt hat. Ich gehe davon aus, daß diese 
beiden Bereiche noch einige Jahre long im 
Zentrum unserer Aufmerksamkeit stehen 
werden. 

DIE BILANZ 

Bevor ich auf die künftige Strategie und 
die Bedürfnisse der Bank eingehe, möchte 
ich Ihnen einige Informationen über ihre 
finanzielle Situation sowie über ihre 
Organisationsstruktur und ihr Management 
geben. 

Als Ergebnis der beschriebenen Aktivitäten 
ist die Bilanzsumme per Ende 1997 auf 
157 Mrd ECU gestiegen. Der Gesamt­
betrag der ausstehenden Darlehen und 
Garantien erreichte zum 3 1 . Dezember 
1997 143 Mrd ECU, während die 
satzungsmäßige Obergrenze 155 Mrd 
ECU beträgt. Die Entwicklung dieses 
Gesamtbetrages wird aufmerksam über­
wacht, und es werden geeignete Maß­
nahmen ergriffen werden, damit er bis zum 
Inkrafttreten der vorgeschlagenen Kapital­
erhöhung die Obergrenze nicht über­
schreitet. Der Bruttoüberschuß der Bank 
belief sich 1997 auf 1 207,1 Mio ECU, 
was einer Eigenmittelrendite von 6,5% vor 
Rückstellungen und Wechselkursverände­
rungen entspricht. In dem geringfügigen 
Rückgang dieser Kennzahl gegenüber 
dem Vorjahr spiegelt sich das allgemeine 
Sinken der Zinssätze wider, von denen die 
Rendite der Bank fast ausschließlich 
abhängt. 

Noch Beratungen mit den externen Ab­
schlußprüfern der Bank und mit 
Zustimmung des Prüfungsausschusses wird 
vorgeschlagen, die Rückstellung für allge­
meine Bankrisiken um 100 Mio ECU (auf 
insgesamt 600 Mio ECU) aufzustocken. 
Eine Erhöhung der Sonderrückstellung wird 
in diesem Jahr nicht vorgeschlagen. Nach 
Rückstellungen und Wechselkursanpas­
sungen beläuft sich der Nettoüberschuß 
des Jahres auf 1 105 Mio ECU. 

ORGANISATIONSSTRUKTUR UND 
MANAGEMENT 

Diese Ergebnisse, hinter denen ein deutlich 
gestiegenes Arbeitsvolumen steht, wurden 
mit einer strengen Kosten- und Ressourcen­
kontrolle erzielt. Abgesehen von einer klei­
nen Anzahl von Mitarbeitern für das ASAP 
und für die Vor-Beitritts-Fozilität hat das 
Direktorium für 1998 keine Neueinstel­
lungen genehmigt, wobei allerdings frei 
werdende Stellen wieder besetzt werden. 
Die gesamten Verwaltungsaufwendungen 
erhöhten sich 1997 verglichen mit dem 
Vorjahr um 3,4%; dem steht eine Zunahme 
der unterzeichneten Darlehen um 13% 
gegenüber. Ich will auf diesen Punkt nicht 
näher eingehen, möchte Sie jedoch darauf 
hinweisen, daß dos Budget der EIB immer 

noch kleiner als dos aller anderen großen 
internationalen Finanzierungsinstitutionen 
ist und die Bank bei einem Vergleich der 
Produktivitätskennzahlen (zum Beispiel 
Nicht-Zinsaufwendungen zu durchschnittli­
che Aktiva) mehr als gut abschneidet. Die 
Ergebnisse konnten nur durch die 
außerordentliche Professionalität und das 
hohe Engagement der Mitarbeiter erzielt 
werden, die sich mit neuen und komplexe­
ren Tätigkeitsbereichen vertraut machen 
mußten. 

Wir haben die Organisationsstruktur und 
das Management der Bank weiterent­
wickelt um sicherzustellen, daß unsere 
Verfahren und Kontrollen den besten 
Standards des Bankensektors entsprechen. 
Die autonome Hauptabteilung Kreditrisiken 
hat ihre Tätigkeit auf dos Kontrahenten­
risiko bei unseren Finanzoperationen aus­
geweitet, in ollen Direktionen und Haupt­
abteilungen wurden Handbücher für die 
jeweiligen Verfahren ausgearbeitet, die 
regelmäßig aktualisiert werden, und die 
Hauptabteilung Informationstechnik wurde 
umstrukturiert und ihr Management ver­
stärkt, um die Bank in die Loge zu verset­
zen, die Herausforderungen der Einführung 
des Euro und der Jahrtausendwende zu 
bewältigen. 

Dieser zweifache Übergang ist für die EIB 
wie für alle Finanzinstitutionen eine große 
Herausforderung. Es ist äußerst wichtig, 
daß die Bank als die Finanzierungs­
institution der Europäischen Union auf 
diese einmaligen und historischen Ver­
änderungen vorbereitet ist. Mit Unter­
stützung externer Berater wurde ein detail­
liertes Aktionsprogramm aufgestellt, und es 
wurden Arbeitsgruppen eingerichtet, die 
sich mit den verschiedenen zu lösenden 
Problemen befassen. Damit werden in die­
sem und im nächsten Jahr zusätzliche 
Ausgaben verbunden sein, jedoch wird dos 
Direktorium sie auf das Minimum beschrän­
ken, dos erforderlich ist, um einen erfolgrei­
chen Übergang zu gewährleisten. 

Im vergangenen Jahr gab es noch eine 
Reihe anderer wichtiger Entwicklungen. 
Wir haben unsere Rechnungsprüfungs­
verfahren im ersten vollen Jahr der Tätigkeit 
des erweiterten Prüfungsausschusses weiter 
gestärkt und ich möchte diese Gelegenheit 
nutzen, seinen Mitgliedern für die von 
ihnen geleistete umfangreiche Arbeit zu 
danken. Die neuen externen Abschluß­
prüfer der EIB, Ernst & Young, haben 1 997 
ihre erste vollständige Abschlußprüfung 
durchgeführt, die sich als sehr hilfreich für 
das Direktorium erwiesen hat. Die Bank hat 
außerdem eine neue Einheit für die Um-
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Umweltschutz weiterhin im Mittelpunkt der Finanzierungstätigkeit innerhalb und außerhalb der 
Union 

Setzung von Prüfungsempfehlungen ge­
schaffen, die sicherstellen soll, daß entspre­
chende Empfehlungen so schnell wie mög­
lich verwirklicht werden. Die Einheit für die 
Evaluierung der Operationen der Bank hat 
drei weitere Berichte erstellt, die dem 
Verwaltungsrat vorgelegt wurden und in 
Kürze veröffentlicht werden. 

Die Bank hat ihre Politik der größeren 
Transparenz gegenüber der Öffentlichkeit 
fortgesetzt. Im vergangenen Jahr haben wir 
eine Erklärung über die Informationspolitik 
der Bank veröffentlicht, die sich auch mit 
den Bestimmungen für den Zugang der 
Öffentlichkeit zu Unterlagen der Bank 
befaßt und vom europäischen Bürgerbeauf­
tragten genehmigt wurde. Die Bank hat ihre 
Kontakte zu anderen Institutionen - ein­
schließlich des Europäischen Parlaments -
ausgebaut und das Volumen und die 
Qualität ihrer Publikationen - sowohl in ge­
druckter als auch in elektronischer Form -
gesteigert. Inzwischen stehen drei elektroni­
sche Medien zur Verfügung: Multimedia-
Informationsterminals, die u.a. auf Aus­
stellungen eingesetzt werden, CD-ROM-
Versionen des Jahresberichts und eine EIB-
Website, die pro Monat fast 50 000 
Zugriffe verzeichnet hat. 

Diese Resultate hängen von der Motivation 
und der Kooperation der Mitarbeiter ab, 
an die wachsende Anforderungen gestellt 
werden. In der letzten Jahressitzung habe 
ich die von mir eingeleitete umfassende 
Überprüfung des Personalmanagements er­
wähnt, deren Ziel es ist, unsere Maß­
nahmen betreffend Einstellungen, Gehälter, 
Mobilität, Aufstiegsmöglichkeiten und Fort­
bildung unmittelbarer an die operationeilen 

Erfordernisse und die individuellen Er­
wartungen anzupassen. Die Überprüfung 
wurde inzwischen unter Beteiligung einer 
großen Zahl von Mitarbeitern und in 
Zusammenarbeit mit den Personolvertrefern 
abgeschlossen. Nunmehr werden detaillier­
te Vorschläge ausgearbeitet, die zu gege­
bener Zeit dem Verwaltungsrat vorgelegt 
werden; dabei wird angestrebt, die 
Umsetzung der neuen Politik im Jahre 
2000 abzuschließen. Im Rahmen der 
geplanten Reformen werden wir weiterhin 
ausdrücklich eine Politik der Chancen­
gleichheit verfolgen und ich freue mich, 
daß von den im vergangenen Jahr einge­
stellten Mitarbeitern 35% weiblich waren, 
darunter das einzige von außerhalb kom­
mende Mitglied des oberen Managements 
der Bank. Verglichen mit ollen anderen 
europäischen Institutionen ist dieser Anteil 
von 35% ein guter Wert. 

KAPITALERHÖHUNG UND 
MITTELFRISTIGE STRATEGIE 

So viel zu den Aktivitäten der Ver­
gangenheit und der Gegenwart. Lassen Sie 
mich nun zur Zukunft kommen. In der 
Jahressitzung 1997 sagte ich Ihnen, daß 
eine Kapitalerhöhung spätestens Ende 
1998 erfolgen muß, eine solche Erhöhung 
jedoch mit einer kohärenten mittelfristigen 
Strategie verbunden sein sollte. Ich erklärte 
weiter, daß ich die Diskussion einer solchen 
Strategie mit dem Verwaltungsrat eingelei­
tet hatte und Ihnen in diesem Jahr 
Vorschläge für eine Kapitalerhöhung unter­
breiten würde. 

Im Laufe des vergangenen Jahres haben 
wir im Verwaltungsrat - mit Unterstützung 

einer vom Verwaltungsrat gebildeten Ar­
beitsgruppe - alle relevanten Fragen inten­
siv diskutiert, einschließlich des Vorschlags, 
aus den nicht verwendeten Überschüssen 
der Bank eine Ausschüttung an ihre Anteils­
eigner vorzunehmen. Das Resultat dieser 
Diskussionen sind die Ihnen vorliegenden 
Vorschläge, die eine Kapitalerhöhung, eine 
Auszahlung an die Mitgliedstaaten und 
einen mittelfristigen strategischen Rahmen 
für die Bank betreffen. Ich hoffe auf Ihre 
Unterstützung für dieses Paket und möchte 
noch einige Anmerkungen dazu machen. 

Meiner Ansicht noch muß eine Reihe von 
Schlüsselzielen erreicht werden. Die wich­
tigsten davon sind die folgenden: 

• Es darf nichts getan werden, wodurch 
dos erstklassige AAA-Roting der Bank als 
Anleihenehmer beeinträchtigt würde. Daher 
muß noch außen sichtbar gemacht werden, 
daß die Bank weiterhin über eine gute 
Kapitalausstattung verfügt und die volle 
Unterstützung ihrer Anteilseigner hat. 

• Wenn eine drastische Verringerung der 
Darlehensvergabe ab dem Ende dieses 
Jahres - mit schwerwiegenden Folgen für 
die Fähigkeit der Bank, vorrangige Zielset­
zungen der Europäischen Union zu unter­
stützen - vermieden werden soll, sollte jetzt 
ein Beschluß gefaßt werden, das Kapital 
der Bank zum 1. Januar 1 999 zu erhöhen. 

• Der Zeitraum, den diese Kapitaler­
höhung abdecken soll, ist offen, jedoch soll­
te sie meiner Ansicht nach zumindest für die 
bevorstehenden kritischen Jahre des Über­
gangs zur WWU und der Erweiterung der 
Union ausreichend sein. 

• Gleichzeitig muß die künftige Strategie 
der Bank jedoch stärker Schwerpunkte set­
zen, so daß sie dos von ihren Anteils­
eignern zur Verfügung gestellte Kapital 
dazu benutzt, sich auf die für die Euro­
päische Union vorrangigen Bereiche zu 
konzentrieren, in denen die Bank den 
größten zusätzlichen Nutzen bewirken 
kann. 

Meiner Ansicht noch stellt dos vom 
Verwaltungsrat vorgeschlagene Paket einen 
ausgewogenen Mittelweg zwischen diesen 
Zielsetzungen dar. Er empfiehlt eine 
Kapitalerhöhung auf 100 Mrd ECU, was 
für mindestens fünf Jahre ausreichen soll 
und damit den von mir angesprochenen 
wichtigen Zeitraum abdecken würde. Es 
würde sich dabei um eine Erhöhung um 
61,257% handeln, während bei sämtlichen 
früheren Gelegenheiten das Kapital ver­
doppelt wurde. 
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Der Verwaltungsrat empfiehlt außerdem 
eine Einzahlungsquote von 6%, die niedri­
ger als bei früheren Kapitalerhöhungen ist. 
Ein wichtiger Unterschied besteht darin, 
daß die jetzt vorgeschlagene Kapital­
erhöhung vollständig durch die Um­
wandlung von zusätzlichen Rücklagen der 
Bank finanziert werden soll, so daß die 
Mitgliedstaaten keine Einzahlungen zu lei­
sten haben. 

Was die Frage einer Auszahlung betrifft, 
so kann die Bank ohne eine Satzungsän­
derung keine eigentliche Dividendenpolitik 
verfolgen. Andererseits ist das Direktorium 
auf der Grundlage der ihm vorliegenden 
Rechtsgutachten der Meinung (und hat an 
den Verwaltungsrat eine entsprechende 
Empfehlung ausgesprochen), daß es im 
Zusammenhang mit einer Kapitalerhöhung 
mit der Finanzlage der Bank vereinbar 
wäre, in diesem Jahr eine außer­
ordentliche Zahlung von 1 Mrd ECU aus 
den nicht verwendeten Überschüssen an 
die Anteilseigner vorzunehmen. Dieser 
Betrag wäre selbstverständlich zusätzlich 
zu der für dos ASAP vorgesehenen 1 Mrd 
ECU und zu den 215 Mio ECU aus dem 
Jahresüberschuß 1996, die zur Finan­
zierung der noch auf die Kapitalerhöhung 
von 1990 ausstehenden Einzahlungen 
bereitgestellt wurden. Unter der Vor­
aussetzung, daß die nachdrückliche Unter­
stützung der Bank durch ihre Anteilseigner 
nach außen durch eine weitere substantiel­
le Kapitalerhöhung sichtbar wird, glauben 
wir, daß eine solche Auszahlung nicht dos 
Kreditstanding der Bank beeinträchtigen 
oder die Kosten ihrer Mittelbeschaffung 
erhöhen würde. Der Verwaltungsrat emp­
fiehlt daher eine solche außerordentliche 
Auszahlung. 

Diese Vorschläge müssen jedoch von einer 
akzeptablen mittelfristigen Strategie beglei­
tet werden, und genau aus diesem Grund 
habe ich zu Beginn des vergangenen 
Jahres die Überprüfung der Strategie initi­
iert. Der zweite Teil des Ihnen vorliegen­
den Beschlusses betrifft daher die Be­
stätigung eines neuen mittelfristigen strate­
gischen Rahmens. 

Keine Strategie kann im Laufe der Zeit 
unverändert bleiben, vielmehr muß sie vor 
dem Hintergrund der eingetretenen Ent­
wicklungen überprüft und angepaßt wer­
den. Im Falle der Bank liegen viele dieser 
Entwicklungen außerhalb ihrer direkten 
Kontrolle und sie wird oft aufgefordert, 
einem an sie gerichteten Ersuchen des 
Rates nachzukommen. Um nur ein kleines 
Beispiel zu nennen, hat die Bank kein 
Interesse daran, ihre Aktivitäten außerhalb 

der Union auszuweiten und eine zweite 
Weltbank zu werden, jedoch prüfen wir 
jetzt eine Aufforderung des Rates Wirt­
schaft/Finanzen, in Bosnien-Herzegowina 
tätig zu werden. 

Dennoch läßt sich eine Reihe von Grund­
sätzen festhalten, die sowohl die satzungs­
mäßige Aufgabe der Bank, den sich wei­
terentwickelnden politischen Rahmen der 
Europäischen Union als auch die Ent­
wicklungen im Finanzsektor und auf den 
Kapitalmärkten widerspiegeln. Ich glaube, 
daß der Ihnen vom Verwaltungsrat vorge­
schlagene strategische Rahmen diese 
Überlegungen sehr gut abwägt. Während 
er die grundlegenden Elemente der 
Strategie der Bank - Unterstützung der 
wirtschaftlichen Konvergenz und Integra­
tion, wobei Schlüsselbereichen der Politik 
der Union, wie beispielsweise dem 
Ausbau der TEN, dem Umweltschutz, der 
industriellen Wettbewerbsfähigkeit usw., 
Vorrang eingeräumt wird - bestätigt und 
berücksichtigt, daß in der unmittelbaren 
Zukunft die Unterstützung der W W U und 
die Erweiterung der EU für die Bank die 
oberste Priorität darstellen, unterstreicht 
der strategische Rahmen die Notwendig­
keit einer stärkeren Konzentration auf 
Prioritäten und auf den von der Bank 
bewirkten zusätzlichen Nutzen. Um dies 
zu erreichen, muß eine breite Palette von 
Faktoren wie die Subsidiarität und die 
Zusammenarbeit mit dem Finanzsektor, die 
Kooperation mit der Kommission und dem 
EIF, die Zinsfestsetzungspolitik und die 
Allokotion der Ressourcen der Bank über­
prüft werden. Der Verwaltungsrat hat ver­
einbart, daß diese Fragen in jedem Jahr 
bei der Aufstellung eines neuen operatio-
nellen Plans, der den Rahmen für die 
Festlegung strategischer Orientierungen 
für die Zukunft bilden wird, zusammen 
behandelt werden. 

Der strategische Rahmen konzentriert sich 
notwendigerweise auf die zentrale Rolle 
der Bank innerhalb der Europäischen 
Union, befaßt sich daneben jedoch auch 
mit den Aktivitäten der Bank außerhalb der 
Union. Hauptaufgabe ist es derzeit, die 
bestehenden Mandate auszuführen und 
die Vor-Beitritts-Fozilität umzusetzen. Wir 
werden jedoch bald unsere Auf­
merksamkeit der nächsten Generation der 
Mandate und ganz allgemein der Rolle 
zuwenden müssen, die die Bank nach den 
Wünschen der Gouverneure bei der 
Unterstützung der Entwicklungs- und 
Kooperationspolitik der Union übernehmen 
soll. Ich möchte dem nicht vorgreifen, muß 
jedoch meine früheren zur Vorsicht mah­
nenden Worte wiederholen. Die Bank ist 

bereit, diese Politiken weiterhin zu unterstüt­
zen, und verfügt in diesen Bereichen 
bereits über umfangreiche Erfahrungen 
und ein großes Know-how. Die an die 
Bank gestellten Anforderungen müssen 
jedoch in sich konsistent sein. Wir können 
nicht immer mehr Aufgaben akzeptieren 
und gleichzeitig den Anteil dieser Aktivi­
täten an der gesamten Darlehensvergabe 
verringern. 

Sie werden mir hoffentlich zustimmen, daß 
der Ihnen vorgelegte strategische Rahmen 
ein geeignetes Instrument ist, um die vorge­
schlagene Kapitalerhöhung zu unterstüt­
zen. Seine Umsetzung wird enorme 
Anstrengungen seitens der Bank erfordern, 
und ich kann nicht garantieren, daß olles 
gleichzeitig getan werden kann. Es wer­
den Prioritäten innerhalb der Prioritäten 
gesetzt werden müssen. Ich kann Ihnen 
jedoch versichern, daß bei Ihrer Zu­
stimmung dos Direktorium olles in seinen 
Kräften stehende tun wird, um ihn in 
Zusammenarbeit mit dem Verwaltungsrat 
erfolgreich umzusetzen. 

Ich bitte Sie nachdrücklich, der Bank und 
den Märkten Ihre anhaltende eindeutige 
Unterstützung für die EIB - und zwar so­
wohl für das von ihr in der Vergangenheit 
Erreichte als auch für dos, was sie in 
Zukunft noch für die Zielsetzungen der 
Europäischen Union leisten kann - zu 
demonstrieren, indem Sie den Ihnen vorlie­
genden Vorschlägen zustimmen. 

SCHLUSSFOLGERUNGEN 

Wie stets möchte ich meinen Kollegen im 
Verwaltungsrat und im Direktorium sowie 
insbesondere den Mitarbeitern der Bank 
für die im vergangenen sehr arbeitsreichen 
Jahr gewährte Unterstützung danken. Auch 
Ihnen, den Gouverneuren, möchte ich mei­
nen Dank für die Unterstützung und 
Ermutigung aussprechen, die Sie der Bank 
zuteil werden lassen. Nicht zuletzt danke 
ich Ihnen für Ihre schnelle Reaktion bei der 
Genehmigung der Vorschläge für dos 
ASAP und die Vor-Beitritts-Fozilität. 

Abschließend möchte ich im Rahmen die­
ser 40. Jahressitzung meinen besonderen 
Dank Jon Vanormelingen, dem Doyen des 
Verwaltungsrats, aussprechen, der nach 
einer 16jährigen erfolgreichen Mitarbeit 
ausscheidet. Sein Engagement war außer­
gewöhnlich, und wir werden sein Wissen 
und seine Erfahrung sehr vermissen. Ich 
bin sicher, Sie werden meinem Vorschlag 
zustimmen, ihn in Anerkennung seiner 
Verdienste zum Verwaltungsratsmitglied 
ehrenhalber zu ernennen. 
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Erhöhung des Kapitals der Europäischen Investitionsbank 
und damit zusammenhängende Beschlüsse 

BESCHLUSS DES RATES 
DER GOUVERNEURE (') 

Der Rot der Gouverneure der Europäischen 
Investitionsbank hat in seiner Jahressitzung 
am 5. Juni 1998 einstimmig die folgenden 
Beschlüsse gefaßt: 

• Der Rat der Gouverneure der EIB 
beschloß, das gezeichnete Kapital der 
Bank von 62 013 Millionen ECU auf 
100 000 Millionen ECU zu erhöhen. 

• Das eingezahlte Kapital der Bank erhöht 
sich mit Wirkung zum 1. Januar 1 999 auf 
6 000 Millionen ECU oder 6% des 
gezeichneten Kapitals von 100 000 
Millionen ECU; die Erhöhung des einge­
zahlten Kapitals erfolgt zum 1. Januar 
1999 durch die Übertragung von 
1 348 014 839 ECU aus den freien 
zusätzlichen Rücklagen der Bank. 

• Die Erhöhung des einforderbaren 
Kapitals wird zum Teil in Abhängigkeit 
vom formalen Abschluß bestimmter parla­
mentarischer Verfahren auf nationaler 
Ebene wirksam werden; das insgesamt 
gezeichnete Kapital der Bank erhöht sich 
somit zum 1. Januar 1999 auf minde­
stens 95 549 597 250 ECU, wobei die 

Zeichnung des verbleibenden Betrages 
erfolgt, sobald die erforderlichen Forma­
litäten abgeschlossen sind. 

Aus den freien zusätzlichen Rücklagen 
wird ein weiterer Betrag von 
3 798 700 000 ECU in den Reserve­
fonds übertragen, damit dieser den 
Betrag von 10 000 Millionen ECU oder 
10% des gezeichneten Kapitals von 
100 000 Millionen ECU erreicht. 

Auf der Grundlage einer Überprüfung 
des Eigenmittelbedarfs der Bank be­
schloß der Rot der Gouverneure außer­
dem einstimmig, daß an die Mitglied­
staaten als eine außerordentliche 
Zahlung im Verhältnis zu ihren Anteilen 
am gezeichneten Kapital der Bank der 
Betrag von 1 000 Millionen ECU ausge­
schüttet wird, der in Höhe von 
676 795 744 ECU aus dem verbleiben­
den noch nicht verwendeten Teil des 
Jahresüberschusses 1 996 finanziert wird, 
während der Restbetrag von 
323 204 256 ECU dem Jahres­
überschuß 1997 in Höhe von 
1 1 05 1 69 722 ECU entnommen wird. 

Am 20. August 1997 genehmigte der 
Rat der Gouverneure im Rahmen seiner 

Bestätigung des Amsterdam Sonderak­
tionsprogramms (Amtsblatt der Euro­
päischen Gemeinschaften 98/C vom 15. 
Januar 1998) die Bereitstellung von 200 
Millionen ECU aus dem noch nicht ver­
wendeten Überschuß der Bank für die 
Finanzierung von tragfähigen Projekten, 
die - wie in dem genannten Beschluß 
spezifiziert - den Einschaltungsbereich 
der Bank ausweiten. Diese 200 Millionen 
ECU sind Teil eines Gesamtbetrages von 
bis zu 1 000 Millionen ECU, die für die­
sen Zweck für den im Jahr 2000 zu Ende 
gehenden Zeitraum bereitgestellt werden. 
Der Rot der Gouverneure hat jetzt 
beschlossen, für den genannten Zweck 
aus dem Jahresüberschuß 1997 weitere 
300 Millionen ECU bereitzustellen. 

In Zusammenhang mit der Kapital­
erhöhung hat der Rat der Gouverneure 
den nachstehenden strategischen Rah­
men für die Bank bestätigt. 

{!) Dieser Beschluß soll im Amtsblatt der Europäischen 

Gemeinschaften veröffentlicht werden. 

Erhöhung des gezeichneten Kapitals (Mrd ECU) 
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DER STRATEGISCHE RAHMEN FÜR DIE 
BANK 

/. GRUNDLAGEN UND RAHMEN 

Die letzte Erhöhung des Kapitals der Bank 
(abgesehen von der Anpassung nach 
oben auf 62 Mrd ECU aufgrund des 
Beitritts Österreichs, Finnlands und 
Schwedens im Jahre 1995) war seine 
Verdoppelung auf 57,6 Mrd ECU im Jahre 
1990. Bei ollen in letzter Zeit erfolgten 
Erhöhungen (nicht bei den Anpassungen) 
wurde das vorhandene Kapital der Bank 
verdoppelt (1978, 1981, 1986). 1990 
wurde erwartet, daß die durch diesen 
Betrag vorgegebene Obergrenze (250% 
des gezeichneten Kapitals) eine 
Darlehensvergabe bis Ende 1995 erlau­
ben dürfte; tatsächlich konnte die 
Finanzierungstätigkeit um zwei Jahre über 
den erwarteten Zeitpunkt für das Erreichen 
der Obergrenze hinaus fortgesetzt wer­
den. 

Seit 1990 ist die Darlehensvergabe der 
Bank in laufenden Beträgen von 1 3,4 Mrd 
ECU im Jahre 1990 auf 26,2 Mrd ECU 
1997 gestiegen. Dies entspricht einer 
durchschnittlichen jährlichen Zunahme um 
10%. Innerhalb dieses Gesamtwachstums 
erhöhten sich die Finanzierungen 
außerhalb der Union von 0,7 Mrd ECU 
1 990 auf 3,2 Mrd ECU 1 997. Der Betrag 
der ausstehenden Darlehen nahm von 
61,6 Mrd ECU auf 142,4 Mrd ECU zu. 

In der Zunahme in diesem Zeitraum spie­
gelt sich eine Reihe von grundlegenden 
politischen und Marktentwicklungen mit 
Auswirkungen auf die Bank wider, zu 
denen auch die Integration der ostdeut­
schen Bundesländer und die Aufnahme von 
drei neuen Mitgliedsländern gehörten. Wie 
in der Vergangenheit gingen verschiedene 
dieser Entwicklungen von Tagungen des 
Europäischen Rates aus oder wurden von 
diesen formalisiert. Der Europäische Rat 
Edinburgh beschloß Ende 1992 die Ein­
richtung einer Edinburgh-Fazilität im Um­
fang von 5 Mrd ECU, die hauptsächlich für 
Transeuropäische Netze (TEN) und die 
Umwelt bestimmt war. Außerdem verlieh er 
dem von der Bank und der Kommission ini­
tiierten Prozeß, der in Partnerschaft mit dem 
Bankensektor schließlich zur Gründung des 
Europäischen Investitionsfonds führte, ent­
scheidenden Schwung. Ein anderes wichti­
ges Resultat war eine engere Zusammen­
arbeit zwischen der Bank und der Kommis­
sion beim Kohäsionsfonds und bei den 
Strukturfonds, die jetzt reformiert werden 
sollen. 

Mitte 1 993 beschloß der Europäische Rot 
Kopenhagen, die Edinburgh-Fazilität um 2 
Mrd ECU aufzustocken, verlängerte ihre 
Laufzeit und ergänzte sie um eine Fazilitöt 
im Umfang von 1 Mrd ECU für die 
Vergabe von zinsverbilligten Darlehen, die 
zur Finanzierung von beschöftigungsför-
dernden Investitionen kleiner und mittlerer 
Unternehmen (KMU) bestimmt war. Im 
Dezember des gleichen Jahres verlagerte 
sich beim Europäischen Rot Brüssel das 
Schwergewicht auf Wachstum, Wett­
bewerbsfähigkeit und Beschäftigung, wor­
aus für die Bank eine Konzentration auf 
umfangreiche Investitionen erfordernde 
TEN in den Bereichen Verkehr und Energie 
sowie auf den Umweltsektor resultierte. 
1995 intensivierte sich die Finanzierung 
von TEN durch den vom Europäischen Rat 
Essen ausgehenden Prozeß der Festlegung 
von Prioritäten. 

1 997 forderte der Europäische Rot Amster­
dam die Bank unter spezieller Bezugnahme 
auf eine Reihe von Sektoren auf, ihre 
Finanzierungstätigkeit zu verstärken, um die 
Schaffung von Arbeitsplätzen in der Euro­
päischen Union zu fördern. Als Reaktion 
darauf stellte die Bank ihr Amsterdam 
Sonderaktionsprogramm (ASAP) auf, das 
folgendes umfaßt: 

• Die Einrichtung einer speziellen KMU-
Fazilität, aus der neue Instrumente zur 
Finanzierung von technologieorientierten 
kleinen und mittleren Unternehmen mit 
hohem Wachstumspotential unterstützt 
werden können; dies kann gegebenen­
falls durch bis zu 1 Mrd ECU aus den 
Jahresüberschüssen der Bank unterlegt 
werden; 

• die Ausweitung der Tätigkeit der EIB auf 
die Bereiche Bildung und Gesundheit 
sowie die Intensivierung ihrer Tätigkeit in 
den Bereichen städtische Umwelt und 
Umweltschutz; 

• die Verstärkung der Finanzierung von 
TEN und anderen großen Infrastruktur­
netzen. 

Auf seiner Sondertagung über Beschäfti­
gungsfragen, die im November 1997 in 
Luxemburg stattfand, bestätigte der Euro­
päische Rot die bereits ergriffenen Maß­
nahmen und forderte die Bank auf, die 
Dynamik dieses Programms aufrechtzuer­
halten und noch zu verstärken. 

Außerhalb der Union war die Tätigkeit der 
Bank im betrachteten Zeitraum durch die 
Erneuerung verschiedener Mandate - für 

die AKP-Staaten (Zweites Finanzprotokoll 
zum Vierten Abkommen von Lome), den 
Mittelmeerraum (einschließlich METAP) 
und die Länder Mittel- und Osteuropas 
(MOEL) - gekennzeichnet. Hinzu kamen 
geographisch neue Tätigkeitsgebiete, ins­
besondere die Länder Asiens und 
Lateinamerikas und die Republik Südafrika 
sowie in jüngster Zeit die Vor-Beitritts-
Fazilitöt für die Beitrittsländer Mittel- und 
Osteuropas und Zypern. 

Vor diesem Hintergrund hat der Verwal­
tungsrat den strategischen Rahmen für den 
Zeitraum diskutiert, der voraussichtlich von 
der vorgeschlagenen Kapitalerhöhung ab­
gedeckt wird. 

2. STRATEGIE DER BANK 

Die Strategie der Bank wird entsprechend 
den sich verändernden Umständen weiter­
entwickelt werden müssen. Als wichtigste 
Säulen der Strategie der Bank für den von 
der neuen Kapitalerhöhung abgedeckten 
Zeitraum sind in diesen Diskussionen 
jedoch folgende erkennbar geworden: 

• Konzentration der Aktivitäten der Bank 
auf die „Gebiete der wirtschaftlichen 
Peripherie" in Einklang mit ihrer Haupt­
aufgabe der Unterstützung der wirt­
schaftlichen Konvergenz und Integration. 
Die allererste Priorität besteht darin, die 
Regionen mit einem Entwicklungsrück­
stand innerhalb der Union und die 
Integration der beitrittswilligen Länder zu 
unterstützen; 

• Fortsetzung der Unterstützung von 
Schlüsselbereichen der EU-Politik - ent­
sprechend der wiederholt erfolgten 
Ermächtigung durch ihre Entscheidungs­
organe - unter Berücksichtigung von 
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Beschlüssen oder Aufforderungen des 
Europäischen Rotes; zu diesen Bereichen 
gehören der Ausbau von TEN, die inter­
nationale Wettbewerbsfähigkeit, kleine 
und mittlere Unternehmen, Energie und 
Umwelt sowie die Finanzierung von 
Operationen auf der Grundlage von 
spezifischen Mandaten oder anderen 
Abkommen zur Unterstützung der ent­
wicklungspolitischen Zusammenarbeit 
der EU mit Drittländern. 

Diese breite Strategie wurde im Januar 
1997 vom Verwaltungsrat angenommen. 
Wie bereits erwähnt, wurde ihre Haupt­
ausrichtung durch die jüngsten Ent­
wicklungen noch verstärkt: 

• Es wird zunehmend anerkannt, daß mit 
der hausholts- und geldpolitischen Diszi­
plin der WWU konzertierte Maßnahmen 
zur Verringerung der Arbeitslosigkeit ein­
hergehen müssen, die strukturelle Ände­
rungen und eine Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit umfassen. Die 
Bank hat in dieser Hinsicht unter ande­
rem mit der Durchführung ihres ASAP 
begonnen, um die Entschließung des 
Europäischen Rates über Wachstum und 
Beschäftigung zu unterstützen; 

• mit den Beschlüssen des Europäischen 
Rotes zur EU-Erweiterung ist die Rolle der 
Bank in diesem Bereich deutlicher 
geworden, und die Bank hat inzwischen 
ihre Vor-Beitritts-Fozilität für die Beitritts­
länder eingerichtet. 

In der unmittelbaren Zukunft besteht im 
Rahmen dieser breiten Strategie die ober­
ste Priorität für die Bank darin, die 
Wirtschafts- und Währungsunion zu unter­
stützen. Hinsichtlich der Darlehensvergabe 
spiegelt sich dies im ASAP wider. Was die 

Mittelbeschaffungsstrategie betrifft, so wird 
die Bank ihre innovative Euro-Politik fortset­
zen. Dies umfaßt die Unterstützung bei der 
Schaffung von Euro-Benchmarks, die Diver­
sifizierung der Anleger und die Schaffung 
eines organisierten Marktes für Euro-
Anleihen der EIB. Die Diversifizierung der 
Märkte - insbesondere in den mittel- und 
osteuropäischen Ländern - wird von der 
Einführung von attraktiven kostengünstigen 
Produkten begleitet werden. 

3. FESTLEGUNG VON PRIORITÄTEN I N 
EINEM SICH V^ANDELNDEN UMFELD 

Auch wenn die Integration im Finanzsektor 
im Laufe der Zeit den Effekt hoben dürfte, 
den Rückgriff von Projektträgern auf alter­
native Kapitalquellen weiter zu steigern, 
wird die Bank in den kommenden Jahren 
doch weiterhin eine wesentliche Rolle spie­
len. Dos Investitionsniveau ist - zum Teil 
aufgrund der makroökonomischen An­
passung im Rahmen der Vorbereitung auf 
die WWU - gesunken, und auch die 
öffentliche Investitionstätigkeit dürfte ge­
dämpft bleiben. Die Bank kann jedoch dos 
Investitionswachstum unterstützen, indem 
sie langfristige Mittel zu günstigen Kosten 
bereitstellt und Darlehen an neue Formen 
von öffentlich-privaten Partnerschaften ver­
gibt. 

Sowohl aufgrund der Beschränktheit ihrer 
Ressourcen als auch aufgrund des Subsi-
diaritötsprinzips muß eine Bestimmung der 
Prioritäten der Bank erfolgen. Diese müssen 
sich im Laufe der Zeit weiterentwickeln, 
jedoch läßt sich eine Reihe von allgemei­
nen Feststellungen treffen. 

Es ist wichtig, daß die Bank sich auf die 
Sektoren mit der höchsten Priorität für die 

EU konzentriert, wobei die finanzierten 
Projekte für das Erreichen der Ziele der EU 
von besonderer Bedeutung sein sollten. 
Dies ist jedoch nicht ausreichend um sicher­
zustellen, daß der Beitrag der Bank zusätz­
lichen Nutzen bewirkt. Nach ihrer Satzung 
(Artikel 1 8 Absatz 1 ) vergibt die Bank Dar­
lehen, soweit Mittel aus anderen Quellen 
zu angemessenen Bedingungen nicht zur 
Verfügung stehen. Zu einem zusätzlichen 
Beitrag der EIB - in Ergänzung anderer 
Finanzierungsquellen - kommt es in folgen­
den Fällen: 

• Die Bank kann in Finanzierungsvor­
schlägen zeigen, daß ein EIB-Dorlehen 
für dos betreffende Projekt geeigneter als 
andere Quellen ist (zum Beispiel wenn 
dos Projekt eine lange wirtschaftliche 
Nutzungsdauer hat und somit eine lange 
Laufzeit gerechtfertigt ist). 

• Die Bank fördert oder verbessert dos 
Projekt auf andere Weise. Dies kann der 
Fall sein, wenn ihre Beteiligung Be­
denken von privaten Investoren hinsicht­
lich der eventuellen Regulierungsrisiken 
für ein Projekt ausräumt („Gütesiegel" 
der EU). Dies gilt auch für die politischen 
Risiken der Darlehensvergabe außerhalb 
der Union. Auf diese Weise kann die 
Bank als Katalysator für andere Mittel­
quellen fungieren, nicht zuletzt bei 
Partnerschaften zwischen dem öffentli­
chen und dem privaten Sektor. Schließ­
lich kann auch das technische Know-how 
der Bank zusätzlichen Nutzen bewirken. 

Bei der Entwicklung ihrer künftigen 
Darlehensstrategie - sowohl hinsichtlich 
der Sektoren als auch der Regionen - soll­
te sich die Bank von den vorstehenden 
Grundsätzen leiten lassen. Die Bank sollte 
sich auf diejenigen Bereiche konzentrieren, 
in denen sie den größten zusätzlichen 
Nutzen bewirkt, während sie Projekten, bei 
denen der von ihr bewirkte Nutzen gerin­
ger ist, weniger Bedeutung beimessen soll­
te. Wenn eine angemessene Finanzierung 
zu günstigen Bedingungen am Markt ver­
fügbar ist und wenn der Beitrag der Bank 
nicht die Durchführung des Projekts 
beschleunigt oder seine Qualität verbes­
sert, sollte die Bank die Finanzierung des 
Projekts gemäß Artikel 18 Absatz 1 der 
Satzung anderen Quellen überlassen. 

Die Entwicklung solcher Prioritäten wird mit 
dem Verwaltungsrat jährlich im Rahmen 
eines zukunftsorientierten Operationellen 
Plans diskutiert werden, der vom Ver­
waltungsrat zu genehmigen ist. Dies wird 
nachstehend eingehender erläutert. 
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4 . SUBSIDIARITÄT U N D 

Z U S A M M E N A R B E I T M I T 

D E M BANKENSEKTOR 

Innerhalb des vorstehend beschriebenen 

Rahmens ist die Zusammenarbeit mit dem 

Bankensektor und anderen auf den Kapital­

märkten operierenden Finanzintermediären 

eines der Leitprinzipien für die Umsetzung 

der Strategie der Bank. Tatsächlich wi rd die 

Entwicklung und Diversifizierung dieser 

Zusammenarbeit noch für viele Jahre vor­

rangig sein. Darin spiegeln sich sowohl dos 

Ziel der Subsidiarität als auch einfache 

praktische Überlegungen wider. 

Um ihre Wirkung zu maximieren, wi rd die 

Bank unter allen Umständen nach dem 

Grundsatz des ergänzenden Charakters 

ihrer Finanzierungen handeln und nur den 

Teil von Projekten f inanzieren, der zur 

Erreichung ihrer vereinbarten Ziele als not­

wendig erachtet wi rd. Die Bank wird noch 

enger mit anderen Banken zusammenarbei­

ten, um die Partnerschaft effizienter zu 

machen, und wi rd sich (beispielsweise 

durch die Entwicklung neuer Produkte) um 

eine Verstärkung ihrer Katalysatorrolle 

bemühen. 

Dies kann die Erleichterung des Zugangs 

von Darlehensnehmern zu den Kapital­

märkten sowie die Zusammenarbeit mit 

kommerziellen Geldgebern beim Finanzie­

rungsplan umfassen. Zum Beispiel wi rd die 

Bank regionale Banken und Speziolinstitute 

(z.B. für KMU) unterstützen, wenn sich diese 

der Herausforderung der Anpassung an 

den einheitlichen Binnenmarkt für Finanz­

dienstleistungen gegenübersehen. Ent­

sprechend der Hauptaufgabe der Bank 

würde dies insbesondere in Fördergebieten 

von Bedeutung sein. Eine ähnliche Rolle 

Au fsch lüsse lung d e r Bes icherung v o n 

D a r l e h e n in d e r U n i o n 
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könnte sie in den beitrittswilligen Ländern 

oder anderen Nachbar ländern der Union 

spielen. Beim Ausbau dieser Zusammen­

arbeit wi rd die Bank wie in anderen 

Tätigkeitsbereichen sorgfältig darauf ach­

ten, jegliche Wettbewerbsverzerrung zu 

vermeiden. Ein Ergebnis der jährlichen 

Diskussion der Prioritäten besteht darin, daß 

die Bank bei Vorhaben, bei denen sie einen 

geringeren zusätzlichen Nutzen bewirkt, 

den Anteil der von ihr finanzierten Projekt­

kosten reduzieren würde. Der ergänzende 

Charakter der Darlehen der Bank wird in 

den Projektunterlagen umfassend erläutert 

werden. 

Die praktische Notwendigkei t einer Zusam­

menarbeit mit dem Finanzsektor gilt gene­

rell, ist jedoch im Falle der Darlehens­

vergabe an K M U am offensichtlichsten. Das 

Instrument der Globaldar lehen ist unter dem 

Aspekt der Kosteneffizienz das einzige rea­

lisierbare und wirtschaftliche Verfahren, dos 

sie einsetzen kann, um eine große Anzahl 

von K M U zu unterstützen. Allerdings w i rd 

das Verfahren der Globaldar lehen über­

prüft werden um sicherzustellen, daß -

unter anderem - die Endbegünstigten der 

KMU-Finonzierungen den größtmöglichen 

Nutzen daraus erhalten. Mittelfristig könnte 

das Vorgehen der Bank bei der Finan­

zierung von K M U noch durch die Er­

fahrungen verbessert werden, die mit alter­

nativen Instrumenten im Rahmen der KMU-

Fazilität des ASAP gewonnen wurden. 

Die Zusammenarbeit mit dem Finanzsektor 

erstreckt sich über ihre finanziellen Aktivi­

täten natürlich auch auf die Passivseite der 

Bilanz der Bank. Der Verwoitungsrat wi rd in 

jedem Jahr Berichte über die gesamte 

Zusammenarbeit zwischen der Bank und 

dem Finanzsektor - sowohl hinsichtlich der 

Finonzierungs- als auch der Mittelbe-

schoffungsoktivitöten - erhalten. 

5. PARTNERSCHAFT M I T D E M EIF 

Ein weiteres konkretes Beispiel für die 

Philosophie der Partnerschaft ist die 

Gründung des Europäischen Investitions­

fonds, da die Eigentumsstruktur des EIF 

öffentliche und private Partner auf innovati­

ve Weise zusammenbringt. Die Entwicklung 

der Partnerschaft zwischen der Bank und 

dem Fonds ist eine der Prioritäten der EIB. 

Sichtbar wurde dies durch die im Oktober 

1 9 9 7 (im Anschluß an den Europäischen 

Rat Amsterdam) erfolgte Einrichtung der 

Europäischen Technologiefazil i tät, durch 

die über spezialisierte Risikokapitalfonds 

technologieorientierte K M U mit hohem 

Wachstumspotential unterstützt werden sol­

len. 

Die Bank und der Fonds werden die 

Intensivierung und den Ausbau ihrer Zu­

sammenarbeit fortsetzen. Um diese so effizi­

ent wie möglich zu gestalten, wird die Bank 

ihre Arbeitsbeziehungen mit dem EIF straf­

fen, gleichzeitig jedoch sicherstellen, daß 

sie dem Fonds auch weiterhin die 

größtmögl iche operationeile Unterstützung 

gewährt. 

Um eine bessere Unterstützung von 

Schlüsselbereichen der EU-Politik zu erzie­

len, wi rd die Bank außerdem mit dem Fonds 

über die Mögl ichkei t beraten, seine 

Operat ionen in die folgenden zwei 

Richtungen auszuweiten. Zunächst wi rd die 

Mögl ichkeit geprüft werden, den Tätigkeits­

bereich des Fonds auf den Umweltsektor 

auszuweiten. Zweitens soll im Rahmen der 

Vor-Beitritts-Fozilität die selektive Ausweitung 

der Operat ionen in Mittel- und Osteuropa 

auf transeuropäische Netze zwischen den 

Ländern der Region geprüft werden. 

Vorbehaltl ich der Stellungnahmen der übri­

gen Anteilseigner des Fonds und der 

Beschlüsse seiner Generalversammlung 

könnten entsprechende Vorschläge zu 

gegebener Zeit vorgelegt werden. 

6. Z U S A M M E N A R B E I T M I T 

DER K O M M I S S I O N 

Im breiteren Rahmen der EU werden die 

von der Bank zugunsten der Regional­

entwicklung vergebenen Darlehen durch 

Haushaltsmittel der EU ergänzt. Die 

Koordination dieser beiden Mittelquellen -

und damit die Zusammenarbeit zwischen 

der Bank und der Kommission - ist entschei­

dend für eine wirksame Unterstützung der 

Regionen. 

O b w o h l die Bank und die Kommission 

bereits eng zusammenarbeiten, hoben sie 

nach W e g e n gesucht, um ihre Effizienz in 

den kommenden zehn Jahren zu steigern. 

Verbesserungen der operativen Verfahren 

durch beide Institutionen werden zu einer 

noch besseren Zusammenarbeit in der 

Zukunft führen. Der Zeitpunkt für diesen 

Themenkomplex ist günstig, da die 

Kommission ihre „Agenda 2 0 0 0 " vorgelegt 

hat und die nächste Runde der Ver­

handlungen mit den Mitgl iedstaaten über 

die Strukturfonds bevorsteht. 

Die Bank hat unter Berücksichtigung der 

jeweil igen Rollen der Regionen und der 

Kommission in diesem Prozeß die folgen-
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den spezifischen Maßnahmen vorgeschla­
gen, die vom Verwaltungsrat genehmigt 
wurden: 

• Die Bank wird eine verstärkte Beteiligung 
an den vorbereitenden Phasen der 
Programmierung und der Aushandlung 
der Strukturmaßnahmen anstreben. 

• Die Bank wird sich um eine verstärkte 
Konsultation zwischen den Institutionen 
bei Kofinanzierungsoperationen be­
mühen. Sie wird - vorbehaltlich Überle­
gungen hinsichtlich der geschäftlichen 
Vertraulichkeit - der Kommission für 
diese Projekte ihre Prüfungsunterlagen zur 
Verfügung stellen. 

• Die Bank wird der Kommission weiterhin 
ihre Expertendienste anbieten, wobei die 
entstehenden Kosten durch eine ange­
messene Vergütung vollständig gedeckt 
werden müssen. Solche Dienste werden 
bereits für die Prüfung von Projekten in 
Anspruch genommen, die dem Ko­
häsionsfonds vorgeschlagen wurden, und 
dies könnte in geeigneten Fällen auch auf 
ausgewählte EFRE- oder TEN-Projekte 
ausgeweitet werden. 

7. UMSETZUNG DER STRATEGIE: 
ZINSFESTSETZUNGSPOLITIK 

Die Bank verfolgt ihr grundlegendes Ziel 
der Förderung einer ausgewogenen Ent­
wicklung der Europäischen Union, indem 
sie in ollen Mitgliedstaaten - und insbeson­
dere in den weniger wohlhabenden Re­

gionen der Union - den Vorteil ihrer 
Finanzkraft verfügbar macht. Ihre Zins­
festsetzungspolitik beruht auf den Grund­
sätzen Nichterwerbszweck (unter Erfüllung 
ihrer Verpflichtungen und Deckung ihrer 
Kosten - Artikel 1 9 Absatz 1 der Satzung), 
Nichtdiskriminierung und Transparenz. Im 
Rahmen des spezifischen ASAP-Mondots 
besteht ein zusätzliches Ziel darin, ein ange­
messenes Gleichgewicht zwischen Risiko 
und Vergütung zu erreichen. 

Eine wichtige Entwicklung bei den Opera­
tionen der Bank besteht darin, daß die 
Unterschiede bei den Prüfungskosten für ver­
schiedene Projekte zunehmen, und dieser 
Trend kann sich in den nächsten Jahren 
durchaus beschleunigen. Die Bank hat ihre 
Politik der einheitlichen Zinsfestsetzung 
bereits in gewissem Maße angepaßt, um 
den unterschiedlichen Kosten verschiedener 
Darlehenskategorien Rechnung zu tragen 
(insbesondere eine geringere Marge für 
große Darlehen und für Darlehen an 
regelmäßige Darlehensnehmer). Sie schlägt 
vor, die Zinsmodulierung zu verstärken, und 
zwar insbesondere durch einen zusätzli­
chen Aufschlag für bestimmte mit hohen 
Kosten verbundene Operationen. Dies 
wäre angemessen für: 

• Strukturierte/Projektf inanzierungen, 
wenn das Erlangen eines privilegierten 
Status als besicherter Darlehensnehmer 
Schwierigkeiten für die Bank bereitet, 

• und bestimmte Unternehmen, wenn diese 
nur Sicherheiten stellen können, die weni­
ger direkt verwertbar sind. 

Noch der Satzung der Bank muß jede ein­
zelne Operation ausreichend besichert sein. 
Die Bank ist weiterhin der Auffassung, daß 
es für die normale Tätigkeit ausreichende 
Möglichkeiten zur Überwachung und 
Steuerung des Risikos gibt, indem es entwe­
der an Dritte zur Absicherung übertragen 
oder durch andere Sicherheiten reduziert 
wird. Auf diese Weise spiegeln die 
Gesamtkosten der EIB-Finonzierung auch 
dos Kreditrisiko wider. Die Verlagerung der 
Projektrisiken noch außen stellt ebenfalls 
eine wichtige Quelle der Zusammenarbeit 
zwischen der EIB und dem Geschäfts­
bankensektor dar. 

Es gibt jedoch bestimmte Projektkotegorien 
(im Rahmen von vom Verwaltungsrat festzu­
legenden Orientierungslinien und Grenzen) 
- wie TEN, öffentlich-private Partnerschaften 
bzw. Darlehen an Unternehmen und struktu­
rierte/Projektfinanzierungen - und Konstruk­
tionen, bei denen es unter Umständen nicht 

möglich sein kann, bestimmte Risiko­
elemente in Einklang mit der normalen 
Praxis der Bank nach außen zu verlagern. 
In diesen Fällen wird die Bank - vorbehalt­
lich der Aufrechterhaltung eines akzepta­
blen Risikoprofils - ihr Vorgehen überprüfen 
und gegebenenfalls die Zinsmarge erhöhen 
müssen. Die Bank wird so bald wie möglich 
spezifischere Vorschläge zu den erwähnten 
Orientierungslinien, Grenzen und anderen 
Aspekten ausarbeiten. Es ist jedoch klar, 
daß es keine Änderung der Bewertung von 
staatlichen Risiken im Zusammenhang mit 
Mitgliedstaaten und somit keine unterschied­
liche Behandlung aus Risikogründen inner­
halb dieser Gruppe von Darlehensnehmern 
geben wird. 

8. OPERATIONEN AUSSERHALB DER 
EUROPÄISCHEN U N I O N 

Die Operationen der Bank außerhalb der 
Union beruhen auf ihr vom Europäischen 
Rot erteilten Aufträgen. Die allgemeine 
Politik bezüglich der Darlehensvergabe 
außerhalb der Union wurde vom Rat der 
Gouverneure zuletzt in seiner Jahressitzung 
1994 überprüft, wobei die wichtigsten 
Punkte der für diese Finanzierungen gelten­
de Richtplafond von 1 0% der durchschnittli­
chen Gesamttätigkeit der Bank und die 
Notwendigkeit eines weiteren Nach­
denkens über die Frage der Garantie der 
EU waren. 

Eine wichtige Entwicklung in den 
anschließenden Jahren war die Einrichtung 
der Vor-Beitritts-Fozilitöt für die mittel- und 
osteuropäischen Länder. Für diese Fazilitöt 
besteht keine Garantie der Gemeinschaft, 
und die in ihrem Rahmen durchgeführten 
Finanzierungen werden nicht auf die 
erwähnte Obergrenze von 1 0% angerech­
net. Generell wurde für eine Reihe von 
Operationen ein System der Risikoteilung 
durch die Bank eingeführt. 

Unmittelbarer Vorrang kommt der Durch­
führung der bestehenden Mandate zu: 
Abkommen von Lome (für die AKP-Staaten), 
Südafrika, Asien und Lateinamerika, Mittel-
und Osteuropa sowie Mittelmeerraum. 
Diese Mandate werden im Laufe der näch­
sten zwei Jahre nacheinander auslaufen, 
und die Entscheidungsorgane der Bank wer­
den ihre Gesamtrolle bei der Unterstützung 
der entwicklungspolitischen Zusammenar­
beit der EU mit Drittländern überprüfen müs­
sen. 

Diese Fragen lassen sich nicht unmittelbar 
entscheiden, jedoch kann im derzeitigen 
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Stadium eine Reihe von Grundsätzen für 
künftige Strategiediskussionen festgehalten 
werden. Dazu gehören beispielsweise: 

Die Bank wird die Finanzierungsinstitution 
der Mitgliedstaaten bleiben und ihre 
Haupttätigkeit sollte in diesen Staaten oder 
zu ihrem direkten Nutzen erfolgen. Die 
Darlehensvergabe außerhalb der Union 
wird auf der Grundlage spezifischer 
Mandate der Mitgliedstaaten vorgenom­
men werden und sollte eine ergänzende 
Tätigkeit bleiben. 

Die Bank wird ihre enge Zusammenarbeit 
mit der Kommission (in Übereinstimmung mit 
der Gesamtentwicklungsstrategie der Union 
für das betreffende Land oder die betreffen­
de Ländergruppe), und mit anderen interna­
tionalen Finanzierungsinstitutionen und 
nationalen Einrichtungen fortsetzen. Sie 
wird sich darum bemühen, ihre Opera­
tionen und ihre Darlehensbedingungen mit 
diesen Einrichtungen zu koordinieren. 

Sie wird zur Entwicklung des privaten 
Sektors - einschließlich der Schaffung von 
geeigneten Finanzierungsinstitutionen und 
der Unterstützung von KMU - beitragen. 
Was die Darlehensvergabe in der Euro­
päischen Union betrifft, so wird sie 
Vorhaben finanzieren, soweit dafür nicht 
Mittel aus anderen Quellen zu angemesse­
nen Bedingungen zur Verfügung stehen 
(Artikel 1 8 Absatz 1 der Satzung). 

Die Bank wird angemessene Garantien aus 
Haushaltsquellen benötigen, wird allerdings 
auch weiterhin in geeigneten Fällen Risiko­
teilung praktizieren. 

Die Ausführungen in den vorangehenden 
Abschnitten zur Ädditionolitöt, zur Moximie-
rung des von der Bank bewirkten Nutzens 
und zur Partnerschaft mit dem Geschäfts­

bankensektor gelten mutatis mutandis so­
wohl innerhalb als auch außerhalb der 
Union. Unter anderem wird der 10%-
Richtplafond für die ausstehenden Darlehen 
außerhalb der Union zusammen mit der 
Darlehenspolitik geprüft werden müssen. 
Diese Fragenkomplexe werden im Verwal­
tungsrat im Rahmen der Vorbereitung der 
nächsten Generation der Mandate außer­
halb der Union weiter diskutiert werden. 

9. PRIORITÄTEN FUR DIE 
DARLEHENSVERGABE UND 
DIE EFFIZIENTE NUTZUNG 
DER RESSOURCEN DER BANK 

Das sich wandelnde wirtschaftliche und 
finanzielle Umfeld bedeutet, daß die 
Umsetzung der Gesamtstrategie sorgfältig 
überwacht und auf der Grundlage der wirt­
schaftlichen und finanziellen Entwicklungen 
und der von der Bank erzielten Ergebnisse 
angepaßt werden muß. Um sicherzustellen, 
daß sie einen maximalen Beitrag zur EU-
Politik leisten kann, und um ihre Ressourcen 
möglichst wirksam einzusetzen, wird die 
Bank einen zukunftsorientierten Operatio­
nellen Geschäftsplan ausarbeiten, der jedes 
Jahr mit dem Verwaltungsrat diskutiert und 
von diesem genehmigt wird. Dieser Plan 
wird sektorale Analysen der Darlehens­
vergabe innerhalb und außerhalb der 
Union umfassen. Er wird auf revolvierender 
Basis aktualisiert werden und einen konkre­
ten Rahmen für die Diskussion der 
Prioritäten und Ziele und für die laufende 
Festlegung neuer Prioritäten und Ziele bie­
ten, wobei diejenigen Ziele berücksichtigt 
werden, die in zunehmendem Maße ande­
ren Finanzierungsquellen überlassen wer­
den können. Dies würde auch einen geeig­
neten Kontext darstellen, um den erwähnten 
jährlichen Bericht über die Zusammenarbeit 
mit dem Finanzsektor zu prüfen. 

Der Operationelle Geschäftsplan wird 
einen Rahmen für die Evaluierung der 
Geschäftstätigkeit der Bank bieten. In die­
sen Plan werden die aus der - anhand 
einer Reihe von Leistungskriterien erfolgen-
de-Analyse der Qualität des Darlehens­
bestandes gewonnenen Informationen und 
die Ergebnisse der Evaluierungseinheit der 
Bank einfließen. Dies könnte Möglichkeiten 
zur Verbesserung der operationeilen Ver­
fahren - beispielsweise einen Programm­
finanzierungsansatz in einigen Bereichen -
umfassen. In den letzten Jahren hat die 
Bank ihre Systeme zur Überwachung ihrer 
Ergebnisse als Finanzmittler erheblich aus­
gebaut. Die Bank wird weiterhin Systeme 
zur Überwachung ihrer Tätigkeit entwickeln, 
die auch Vergleiche ihrer finanziellen 
Aktivitäten mit Marktzielgrößen und die 
umfassende Analyse der Risiken ein­
schließen werden. 

In einer längerfristigen Perspektive wird die 
Bank in Vorbereitung auf eine weitere Über­
prüfung im Verwaltungsrat im Jahre 2001 
ihren Kapital- und Rücklagenbedarf weiter 
analysieren (einschließlich einer Überprü­
fung ihrer wichtigsten Kennzahlen). 

Eine mit den mittelfristigen Perspektiven 
zusammenhängende Frage ist die nach 
den Ressourcen, die zum Erreichen der 
Ziele der Bank benötigt werden. In An­
betracht des knappen Personalbestandes 
und des Ziels, die Verwaltungskosten strikt 
unter Kontrolle zu halten, muß die Bank 
ihren Bedarf an Humanressourcen weiter­
hin sorgfältig identifizieren und sollte paral­
lel zur Festlegung der strategischen Priori­
täten entsprechende Qualifikationen der 
Mitarbeiter entwickeln. Die Diskussion des 
Verwaltungsrats über den operationeilen 
Plan wird auch einen Rahmen für die 
Festlegung von strategischen Orientie­
rungen hinsichtlich der Allokotion der 
Ressourcen der Bank bieten. 
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EIF - Jährliche Generalversammlung 1998 

Der Europäische Investitionsfonds (EIF) - dessen größter Kapitaleigner mit 40% seines gezeichneten Kapitals die EIB ist, 

neben der Europäischen Kommission (30%) und etwa 80 Geschäftsbanken (30%) - hat seinen Bestand an unterzeich­

neten Garantieverträgen bis Ende 1997 auf mehr als 2 Mrd ECU erhöht und den Anteil seiner Tätigkeit im Bereich der 

kleinen und mittleren Unternehmen vergrößert. Das für Wirtschaft, Finanzen und Währungsangelegenheiten zuständige 

Kommissionsmitglied Yves-Thibault de Silguy, unter dessen Vorsitz die jährliche Generalversammlung am 8. Juni in 

Brüssel abgehalten wurde, sprach dem EiF wegen seiner bisherigen Anstrengungen und Erfolge seine Anerkennung aus. 

„Der EIF ist als innovative öffentlich-private Partnerschaft mit dem Finanzsektor inzwischen gut etabliert und kann eine 

wichtige Rolle bei der Förderung von Investitionen in Europa spielen", erklärte er. 

Der EIF unterzeichnete 1997 26 
Garantieverträge im Gesamtvolumen von 
769,2 Mio ECU. Fast die Hälfte dieses 
Betrags war für die Unterstützung von 
Infrastruktun/orhaben im Bereich der trans­
europäischen Netze bestimmt, darunter die 
zweite EIF-Operotion in einem mittel- bzw. 
osteuropäischen Land (Ungarn). Ein ande­
rer wichtiger Tätigkeitsbereich für den EIF 
war 1997 wiederum der Telekommuni­
kationssektor. Die Tätigkeit im KMU-Bereich 
entwickelte sich weiter, und die unterzeich­
neten Garantieverträge machen inzwischen 
31 % des Bestands aus, gegenüber 22% ein 
Jahr zuvor. Das auf Initiative des Euro­
päischen Parlaments entwickelte Pilotprojekt 
„Wachstum und Umwelt", dos Garantien 
für KMU-Dorlehen zugunsten von Um­
weltinvestitionen vorsieht, wurde in allen EU-
Mitgliedsländern operationeil. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß die 
unterzeichneten Garantieverträge des EIF in 
der Zeit seit seiner Errichtung im Juni 1994 
bis Ende 1997 insgesamt 2 172 Mio ECU 
erreicht hoben. Auf TEN-Operotionen entfie­
len 1 548 Mio ECU (69% des Gesamt­
volumens, davon 26% auf den Verkehr, 
23% auf Energievorhaben und 20% auf 
den Telekommunikationssektor), auf KMU-
Operationen 690 Mio ECU (3 1 %). 

KAPITALBETEILIGUNGEN 

Die Kapitalbeteiligungstätigkeit des EIF ver­
zeichnete 1997 mit 9 Beteiligungsüber­
nahmen im Gesamtbetrag von 32,5 Mio 
ECU einen sehr erfolgreichen Start. Die 
Beteiligungen erfolgten in Risikokapital­
fonds in Belgien, Frankreich, Deutschland, 
Schweden und im Vereinigten Königreich, 
von denen einige planen, auf gesamteuro­
päischer Ebene tätig zu werden. 

Von Bedeutung war die Tatsache, daß die 
europäischen Staats- und Regierungschefs 

die Rolle bestätigten, die der EIF bei der 
Förderung der Investitionstätigkeit in Europa 
spielen kann. Anläßlich des Amsterdamer 
Gipfeltreffens im Juni 1997 wurden der EIF 
und die EIB aufgefordert, Instrumente zur 
Förderung von Investitionen in KMU zu ent-

Der Finanzausschuß des EIF. Von links nach 

rechts: David McGlue, Gerbrand Hop, 

Vorsitzender, und Michel Berthezène. 

wickeln. Anläßlich des Sondergipfels des 
Europäischen Rates zum Thema Beschäfti­
gung im November 1997 in Luxemburg 
wurde daraufhin die Europäische Techno­
logiefazilität (ETF) eingerichtet. Im Rahmen 
dieser neuen Risikokapitalfazilitöt ist der EIF 
von der EIB beauftragt worden, maximal 
125 Mio ECU während eines Zeitraums 
von drei Jahren für Beteiligungen einzuset­
zen. 

Durch diese zusätzlichen Mittel wird es dem 
EIF ermöglicht, sich auf einige der am 
raschesten wachsenden Teilbereiche des 
Risikokapitalmarkts zu konzentrieren sowie 
auf diejenigen, für die er durch seine 
Einschaltung einen größtmöglichen Wertzu­
wachs erzielen kann. Dazu gehören spezi­
ell Fonds in einem frühen Stadium und 
Technologiefonds. 

Sir Brian Unwin, Vorsitzender des Auf­
sichtsrats des EIF, brachte seine Zuversicht 
hinsichtlich der Kapitalbeteiligungsaktivi­
täten des EIF zum Ausdruck. „Nach dem 
erfolgreichen Start der EIF-Kapitalbeteili-
gungen im Jahr 1996 hat der EIF mit der 
EIB 1997 ein Abkommen über die Euro­
päische Technologiefazilität unterzeichnet. 
Im Rahmen der bevorstehenden neuen 
Tätigkeiten für die Europäische Union wird 
der EIF in den nächsten Jahren ein sehr 
wichtiger Teilnehmer am Kapitalbeteili­
gungsmarkt in der EU werden", erklärte Sir 
Brian Unwin. 

WACHSTUM UND 
BESCHÄFTIGUNG 

Während des Sondergipfels über Beschäfti­
gungsfragen in Luxemburg am 2 1 . und 
22. November 1997 forderten die Staats­
und Regierungschefs der EU-Mitglied­
staaten die Europäische Kommission auf, 
Vorschläge für neue Finanzinstrumente zur 
Unterstützung innovativer, Arbeitsplätze 
schaffender kleiner und mittlerer Unter­
nehmen zu unterbreiten. Im Anschluß an 
diese Aufforderung und nach Fühlung­
nahme mit dem EIF hoben die Dienststellen 
der Europäischen Kommission einen förmli­
chen Vorschlag für das Europäische 
Parlament und den Rot im Hinblick auf die 
Einleitung einer „Wachstums- und Beschäfti­
gungsinitiative" ausgearbeitet, die drei 
Fozilitäten umfaßt. Der Vorschlag wurde 
vom Rot am 19. Mai 1998 gebilligt. Der 
EIF wurde aufgefordert, zwei dieser Fozili­
täten treuhänderisch zu verwalten: 

• ETF/Startkapital: Eine Risikokapitalfazili­
töt, durch die über Beteiligungen an spe­
zialisierten Risikokapitalfonds mit höhe­
rem Risikoprofil als dem, auf dos die ETF-
und die EIF-eigenen Risikokapitalfazili-
täten abzielen, Risikokapital für KMU 
bereitgestellt wird. 
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• KMU-Garantiefozilität, aus der Rück­
garantien und/oder Ko-Garantien für in 
den Mitgliedstaaten angewendete Go-
rontiesysteme sowohl privater als öffentli­
cher Art und ausnahmsweise direkte 
Garantien im Falle von Risikoteilungs­
instrumenten eingeräumt werden, die von 
geeigneten zwischengeschalteten Finanz­
instituten bereitgestellt werden. 

Diese neuen Fozilitäten werden eine 
beträchtliche Ausweitung der derzeitigen 
Kapital- und KMU-Gorontieoperationen des 
EIF darstellen. 

Insgesamt wird mit diesen Maßnahmen ein 
Hebeleffekt erzielt und ein erhebliches 
Ausleihungs- und Kopitolbeteiligungsvo-
lumen erreicht, und der EIF wird mit deren 
Durchführung zu einem wichtigen Instrument 
für die Bereitstellung von Garantien und 
Eigenkapital für KMU in der Europäischen 
Union. 

1997 UNTERZEICHNETE EIF-GARANTIEVERTRAGE 

l.TEN-Infrostruktur 

7. 7 Verkehr 

Rion-Antirion-Brücke 

1.2 Energie 

Lusitaniagas 

1.3 Telekommunikation 

MATAV 

Omnitel (bevorrechtigt) 

Omnitel (nachrangig) 

Digifone 

Bouygues Telecom 

Mobistar 

Zwischensumme Telekommunikation 

Zwischensumme TEN 

Land 

Griechenland 

Portugal 

Ungarn 

Italien 

Italien 

Irland 

Frankreich 

Belgien 

Mio ECU 

55,00 

3,78 

26,09 

51,81 

52,01 

26,21 

113,55 

8,12 

277,79 

336 ,57 

DER EIF ALS ÖFFENTLICH-

PRIVATE PARTNERSCHAFT 

Der Europäische Investitions­

fonds wurde im Juni 1994 errich­

tet. Sein grundlegendes Ziel ist 

es, als Katalysator zu fungieren, 

indem er die Beteiligung priva­

ten Kapitals an TEN-Projekten 

fördert und KMU einen leichte­

ren Zugang zu Investitions­

finanzierungen zu vertretbaren 

Kosten ermöglicht. Bei der 

Erfüllung seiner Aufgaben ist der 

EIF auf kommerzieller Basis 

ergänzend zum Bankensektor 

tätig, mit dem er in Abstimmung 

mit anderen Eü-Finanzinstitu-

tionen und -Instrumenten das 

Risiko teilt. 

Im September 1997 bezog der 

EIF seine neuen Büroräume im 

Luxemburger Banken- und Ver­

waltungsviertel auf dem Kirch­

berg (43, avenue J.F. Kennedy, 

L- 2 9 6 8 Luxemburg). 

2. Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) 

2 .1 . Normale Garantien 

Crédit Agricole 

Groupe Banques Populaires 

Mediocredito Umbria/GEPAFIN 

Mezzanine Loan Fund 

Zwischensumme 

2.2 Pilotprojekt „Wachstum und Umweh 

Banco Popolare di Verona 

Merkur 

Kreditanstalt für Wiederaufbau 

Finnish Guarantee Board 

KERA Corporation 

Barclays Bank 

Deutsche Ausgleichsbank 

Raiffeisen Zentralbank 

Banco Comercial Português 

Banque Générale du Luxembourg 

Alpha Credit Bank 

ING Bank NV 

Allied Irish Banks 

Cajo de Madrid 

Zwischensumme W. u. U. 

Zwischensumme alle KMU 

Frankreich 

Frankreich 

Italien 

Vereinigtes Königreich 

'/ 

Italien 

Dänemark 

Deutschland 

Finnland 

Finnland 

Vereinigtes Königreich 

Deutschland 

Österreich 

Portugal 

Luxemburg 

Griechenland 

Niederlande 

Irland 

Spanien 

15,11 

22,68 

15,60 

14,52 

67,91 

50,19 

2,48 

49 ,90 

14,79 

14,79 

49,65 

49,68 

29,42 

15,05 

4 ,50 

14,95 

25,00 

15,06 

29,25 

364,71 

432,62 

INSGESAMT Mio ECU 769,19 

Der obige Gesamtbetrag von 769,19 Mio entspricht dem ECU-Gesamt­
darlehensvolumen, für dos 1997 EIF-Garontieverträge unterzeichnet wurden, auf der 
Basis der zum Zeitpunkt der Unterzeichnung geltenden Umrechungskurse. 
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Die EIB führt ein Anleihe-Umtauschangebots-
Programm zur Vorbereitung 

auf den Euro durch 

ECU 

^ p Die Europäische Investitionsbank führt 

ob 15. Juni ein Anleihe-Umtouschongebots-

Progromm im Hinblick auf den Euro durch, 

um den Inhabern ihrer auf ECU und die am 

Euro teilnehmenden Währungen lautenden 

Anleihen die Mögl ichkei t zu bieten, ihre 

Titel in Euro- bzw. Eurowandelanleihen 

umzutauschen. Die ausstehenden Anleihe­

verbindlichkeiten der EIB in ECU und in den 

Währungen der Länder, die an der W W U 

teilnehmen, die sich zur Zeit auf einen 

Gegenwert von etwa 51 M r d Euro belau­

fen (ohne Berücksichtigung der Eurowandel­

anleihen) kommen für dos Programm in 

Betracht. 

Damit wird den Inhabern von EIB-Anleihen 

die Mögl ichkei t geboten, ihre bisherigen 

Titel in l iquidere EIB-Referenzonleihen in 

Euro bzw. in Eurowandelanleihen umzutau­

schen. Dos vorgeschlagene Programm, das 

die Fortsetzung der Euro- bzw. Euro-

wondelonleihe-Emissionen der Bank von 

mehr als 15 M r d ECU seit Anfang 1 9 9 7 

bildet, ist ein wichtiges Element der 

Strategie, die die EIB als Finanzinstitution 

der Europäischen Union verfolgt, um unmit­

telbar an der frühzeitigen Schaffung eines 

ebenso umfangreichen wie l iquiden 

Marktes für die künftige einheitliche 

Währung beizutragen. 

Die Banque Poribos übernimmt die Aufgabe 

eines Arrangeurs und Umtousch-Agents 

zusammen mit einer Gruppe von Banken, 

die als Umtousch-Agents fungieren und die 

sich aus folgenden Instituten zusammen­

setzt: A B N A M R O , Banco Commerciale 

Italiano, CDC Marchés, Deutsche Bonk, 

Paribas, Santander Investment und SBC 

Warbu rg Dillon Read. 

Φ ^ £ 

EUROPEAN INVESTMENT BANK 
Announces 

"Euro-debt Exchange Offer Programme" 

for outsiancling Notes denominated iii ECl.r and the 

s participating in EMU to be exchanged againsi 

o-dcnominated Noies or eiiro-lribular)· Notei 

ID Ihe coirespundmg currencies. 

Arranger 

El PARIBAS 

SBC Warburg Drllorr Read 

Dieses Programm vervollständigt die Politik 

der Umstrukturierung der ausstehenden 

Anleiheverbindlichkeiten, die die EIB im 

Hinblick auf die W W U und die Einführung 

des Euro verfolgt. Im Rahmen ihrer „Euro-

Strategie" hat die Bank im Januar 1 9 9 7 die 

erste auf Euro lautende Anleihe gleichzeitig 

mit einer Reihe von Referenz-Eurowandel-

anleihen begeben und damit zur Schaffung 

eines bedeutenden Volumens auf Euro lau­

tender Instrumente beigetragen, die die 

gesamte Zinskurve abdecken. Im M ä r z die­

ses Jahres hat die Bank ihre erste Euro-

Globalemission im Betrag von 2 M r d Euro 

begeben. 

Bis jetzt hat die EIB mit 23 

Referenzanleihen in Euro 

bzw. Eurowandelanle ihen 

mehr als 15 M r d Euro in zehn 

verschiedenen Währungen 

aufgenommen. Für dieses Jahr 

plant die Bank die Aufnahme 

von Mitteln im Gegenwert von 

etwa 2 6 M r d ECU auf den 

Kapitalmärkten, davon mehr 

als 2 0 M r d in Euro bzw. in 

den Währungen, die ab 

1. Januar 1 9 9 9 durch den 

Euro ersetzt werden. 

Nachstehend ist der Wert der ECU 
in den einzelnen Landeswährungen 
am 30 . Juni 1998 aufgeführt. Die 
Bank ve rv /ende t d iese Umrech­
nungskurse im dritten Quartal 1998 
für die Erstellung der Statistiken über 
ihre Finanzierungstätigkeit und ihre 
Mittelbeschaffung: 

DEM 1 ,97809 BEF 4 0 , 7 9 4 7 

FRF 6 , 6 3 0 6 1 LUF 4 0 , 7 9 4 7 

GBP 0 , 6 5 7 1 3 0 ITL 1948,78 

NLG 2 , 2 2 9 9 3 ESP 1 6 7 , 9 0 2 

DKK 7 , 5 3 4 5 0 PTE 2 0 2 , 4 7 8 

IEP 0 , 7 8 5 4 7 6 GRD 333 , 503 

SEK 8 , 7 3 6 7 0 ATS 1 3 , 9 1 6 8 

FIM 6 , 0 1 2 0 8 USD 1,09590 

EIB-Informationen ist eine periodisch 
erscheinende Veröffentlichung der 
Hauptabteilung Information und 
Kommunikation der Europäischen 
Investitionsbank in Dänisch, Deutsch, 
Englisch, Finnisch, Französisch, Griechisch, 
Italienisch, Niederländisch, Portugiesisch, 
Schwedisch und Spanisch. 

Der Nachdruck der in den EIB-
Informationen erscheinenden Artikel ist 
gestattet. Um einen Quellenhinweis und 
um Übermittlung eines Belegexemplars 
wird gebeten. 
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Gedruckt in Belgien von Ceuterick auf Papier 

„Arctic Silk", hergestellt nach „Nordic Swan"-Normen 
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